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Einführung bautechnischer Regelwerke 
für das Straßenwesen in Brandenburg

Richtlinien für passiven Schutz an Straßen
durch Fahrzeug-Rückhaltesysteme (RPS 2009)

Runderlass
des Ministeriums für Infrastruktur und Landesplanung,

Abteilung 4, Nr. 12/2018 - Verkehr 
Sachgebiet 07.1: 

Straßenverkehrstechnik und Straßenausstattung; 
Leit- und Schutzeinrichtungen

Vom 29. Juni 2018

Der Runderlass richtet sich an

-	 die Straßenbaubehörde des Landes Brandenburg,
-	 die Landkreise, die kreisfreien Städte sowie
-	 die kreisangehörigen Städte und Gemeinden des Landes 

Brandenburg.

Hiermit werden für den Bereich der Bundesfern- und Landes-
straßen die „Richtlinien für passiven Schutz an Straßen durch 
Fahrzeug-Rückhaltesysteme“ (RPS 2009) wieder eingeführt. 
Für die im Zuständigkeitsbereich der Landkreise, kreisfreien 
Städte sowie der kreisangehörigen Städte und Gemeinden des 
Landes Brandenburg liegenden Straßen wird ihre Anwendung 
empfohlen.

Typisch für Brandenburg ist außerorts ein dichter Baumbestand, 
der an Straßen angrenzt und zu einem überwiegenden Teil als 
Allee gilt (vgl. am 18. September 2007 per Kabinettbeschluss 
festgesetzte Konzeption zur „Entwicklung von Alleen an Bun-
des- und Landesstraßen in Brandenburg“). Gemäß dieser Kon-
zeption stellt der Alleenschutz ein übergeordnetes Ziel der Lan-
desregierung dar. Schon deswegen ist vor dem Aufstellen von 
Fahrzeug-Rückhaltesystemen zu prüfen, ob der Schutz besser 
durch Vermeidung, Beseitigung oder bauliche Umgestaltung  
einer Gefahrenstelle beziehungsweise verkehrsrechtliche Maß-
nahmen erreicht werden kann. Da das Beseitigen von Bäumen 
einen Eingriff in Natur und Landschaft darstellt, sind vorher 
zumutbare Alternativen zu prüfen. Zur Sicherstellung eines 
gleichbleibenden Verkehrssicherheitsniveaus über die gesamte 
Lebensdauer eines Baumes sollten diese - sofern sie sich inner-
halb des definierten kritischen Abstandes befinden (nach  
RPS 2009, Kapitel 3.3.1.1) - bereits bei ihrer Anpflanzung mit 
Fahrzeug-Rückhaltesystemen gesichert werden. 

Betonschutzgleitwände stehen dem Alleenschutz in Brandenburg 
entgegen, da sie mit dem landesgesetzlich geregelten Alleen-
schutz nach § 31 des Brandenburgischen Naturschutzgesetzes 
(BbgNatSchG) in Verbindung mit dem in § 1 Absatz 2 Satz 1 
BbgNatSchG festgelegten Schutz der Landschaft in ihrer Viel-
falt, Eigenart und Schönheit nicht in Einklang zu bringen sind. 
Zur Harmonisierung der RPS mit dem „Gemeinsamen Rund-
erlass des Ministeriums für Infrastruktur und Landesplanung 

BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBEHÖRDEN

und des Ministeriums des Innern und für Kommunales zur  
Erhöhung der Verkehrssicherheit auf Straßen mit angrenzen-
dem dichten Baumbestand ohne vorgelagerte Fahrzeug-Rück-
haltesysteme außerhalb geschlossener Ortschaften im Land 
Brandenburg“ vom 24. Januar 2017 (ABl. S. 140) soll für den 
Ausschluss von Betonschutzgleitwänden auf den Begriff des 
Dichten Baumbestandes abgestellt werden.  

Bei den RPS handelt es sich um ein technisches Regelwerk, das 
im Einzelfall auch verkehrsrechtliche Auswirkungen haben 
kann. Die Entscheidungen über verkehrsrechtliche Anordnun-
gen (zum Beispiel Geschwindigkeitsbeschränkungen vor Hin-
dernissen am Fahrbahnrand) treffen die unteren Straßenverkehrs-
behörden im Rahmen ihres pflichtgemäßen Ermessens, wobei 
die in den Richtlinien aufgeführten verkehrstechnischen Rah-
menbedingungen angemessen Berücksichtigung finden sollen.   

Die RPS 2009 sind bei der FGSV-Verlag GmbH (www.fgsv-
verlag.de) unter der Bestellnummer FGSV-Nr. 343 beziehungs-
weise ISBN 978-3-939715-74-0 zu beziehen.

Gemeinsame Richtlinie des Ministeriums für Arbeit, 
Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie 

und des Ministeriums für Ländliche Entwicklung, 
Umwelt und Landwirtschaft zur Förderung 

des „Programms zur qualifizierten Ausbildung 
im Verbundsystem“ (PAV) im Land Brandenburg 

in der EU-Förderperiode 2014 - 2020

Vom 25. Juni 2018

I.	 Zuwendungszweck, Rechtsgrundlagen

I.1	 Das Land gewährt nach Maßgabe dieser Richtlinie, der 
§§ 23 und 44 der Landeshaushaltsordnung (LHO) und 
der hierzu erlassenen Verwaltungsvorschriften (VV) so-
wie des Operationellen Programms des Landes Branden-
burg für den Europäischen Sozialfonds (ESF) 2014 - 2020, 
Prioritätsachse C, Zuwendungen aus Mitteln des ESF zur 
Stärkung der Ausbildungsbereitschaft und -kompetenzen 
von Betrieben oder/und zur Verbesserung der Ausbil-
dungsqualität. Darüber hinaus sind in der jeweils geltenden 
Fassung anzuwenden: die Verordnung (EU) Nr. 1303/2013  
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. De-
zember 2013 mit gemeinsamen Bestimmungen über den 
Europäischen Fonds für regionale Entwicklung, den Eu-
ropäischen Sozialfonds, den Kohäsionsfonds, den Euro-
päischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des 
ländlichen Raums und den Europäischen Meeres- und 
Fischereifonds sowie mit allgemeinen Bestimmungen 
über den Europäischen Fonds für regionale Entwicklung, 
den Europäischen Sozialfonds, den Kohäsionsfonds und 
den Europäischen Meeres- und Fischereifonds und zur 
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Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1083/2006 des Ra-
tes (ABl. L 347 vom 20.12.2013, S. 320) und die Verord-
nung (EU) Nr. 1304/2013 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 17. Dezember 2013 über den Euro- 
päischen Sozialfonds und zur Aufhebung der Verord- 
nung (EG) Nr. 1081/2006 des Rates (ABl. L 347 vom 
20.12.2013, S. 470).

	 Auf die Gewährung der Zuwendung besteht kein Rechts-
anspruch. Vielmehr entscheidet die Bewilligungsbehörde 
auf Grund ihres pflichtgemäßen Ermessens im Rahmen 
der verfügbaren Haushaltsmittel.

I.2	 Ziel des „Programms zur qualifizierten Ausbildung im 
Verbundsystem“ ist es, Jugendlichen eine betriebliche 
Ausbildung in Brandenburger Betrieben1 zu ermögli-
chen. Die Ausbildung von Fachpraktikern/Fachpraktike-
rinnen im Rahmen der Richtlinie ist ausdrücklich er-
wünscht.

 	 Um die Attraktivität der dualen Ausbildung zu erhöhen 
und somit ein leistungsfähiges Ausbildungssystem zu ge-
währleisten, werden Maßnahmen durch das Land geför-
dert, die dazu dienen:

-	 die Ausbildungsbereitschaft von Betrieben zu stär-
ken, 

-	 die Ausbildungsqualität am Lernort Betrieb zu ver-
bessern und

-	 die Einmündung von Ausbildungsplatzsuchenden in 
Ausbildung zu steigern.

I.3	 Der Grundsatz der Gleichstellung von Frauen und Män-
nern ist einzuhalten. Dabei ist das Gender-Mainstrea-
ming-Prinzip anzuwenden, das heißt, bei der Planung, 
Durchführung, Begleitung und Bewertung von Maßnah-
men sind ihre Auswirkungen auf die Gleichstellung von 
Frauen und Männern zu berücksichtigen. Die vorgesehe-
nen gleichstellungsfördernden Aktionen sind im Förder-
antrag darzustellen, erzielte Ergebnisse sind in der Be-
richterstattung zu dokumentieren.

I.4	 Der Grundsatz der Chancengleichheit und Nichtdiskri-
minierung im Hinblick auf Geschlecht, ethnische Her-
kunft, Religion oder Weltanschauung, eine Behinderung, 
das Alter oder die sexuelle Ausrichtung ist einzuhalten. 
Die Zugänglichkeit für Menschen mit Behinderungen zu 
den nach dieser Richtlinie unterstützten Maßnahmen ist 
zu berücksichtigen und auf verbesserte Teilhabemöglich-
keiten hinzuwirken. Ebenso soll auf eine verbesserte 
Teilhabe von ausländischen Jugendlichen und Jugendli-
chen mit Migrationshintergrund hingewirkt werden. Die 
vorgesehenen Aktionen sind im Förderantrag darzustel-
len und die erzielten Ergebnisse in der Berichterstattung 
zu dokumentieren.

1	 Definition: Betriebe im Sinne dieser Richtlinie sind alle Unternehmen und 
Einrichtungen, die im Land Brandenburg ansässig und ausbildungsberech-
tigt sind, unabhängig von ihrer jeweiligen Rechtsform. Eine entsprechende 
Bestätigung zur Ausbildungsberechtigung der zuständigen Stelle muss vor-
liegen.

I.5	 Das Prinzip der nachhaltigen Entwicklung ist entspre-
chend Artikel 8 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 hin-
sichtlich Umweltschutz, Ressourceneffizienz, Klima-
schutz, Anpassung an den Klimawandel, biologische 
Vielfalt, Katastrophenresistenz und Risikoprävention 
und -management Bestandteil des Operationellen Pro-
gramms. Der vorgesehene Beitrag einer Maßnahme zur 
nachhaltigen Entwicklung ist im Förderantrag darzustel-
len und die erzielten Ergebnisse sind in der Berichterstat-
tung zu dokumentieren.

II.	 Förderelemente der Richtlinie

	 Die Richtlinie umfasst insgesamt vier Förderelemente:

1.	 Allgemeine Verbundausbildung
2.	 Überbetriebliche Lehrlingsunterweisung im Hand-

werk
3.	 Ausbildungsförderung in der Landwirtschaft
4.	 Gutes Lernen im Betrieb

II.1	 Allgemeine Verbundausbildung

1.1	 Zur Stabilisierung der betrieblichen Ausbildungs-
basis werden Betriebe gefördert, die die Ausbil-
dungsinhalte nicht in der notwendigen Breite ver-
mitteln und/oder den Erwerb von Zusatzquali- 
fikationen/Schlüsselkompetenzen auf Grund feh-
lender Kapazitäten nicht anbieten können. Die 
Vermittlung von Kenntnissen und Fähigkeiten, 
die Gegenstand der Ausbildung sind, erfolgt im 
Zusammenwirken mit Partnern (Verbundpartner 
nach Nummer II.1.2 Buchstabe a oder andere 
Kooperationspartner nach Nummer II.1.3.2).

	 Gleichzeitig soll das Ausbildungssystem pass- 
fähiger auch für bisher unversorgte Jugendliche 
gestaltet werden, um sie in die Ausbildung zu in-
tegrieren und in der Region zu halten. Mit diesem 
Ziel werden branchenspezifische „Servicestellen 
Verbundausbildung“ gefördert. 

1.2	 Gegenstand der Förderung

	 Auf Grundlage der nach dem Berufsbildungs- 
gesetz (BBiG) möglichen Ausbildung im Ver-
bund zur Erfüllung der vertraglichen Verpflich-
tungen der Ausbildenden werden folgende Mo- 
dule gefördert:

a)	 Modul „Verbundausbildung“ zur Durchfüh-
rung von Ausbildungsabschnitten bei einem 
Verbundpartner des den Ausbildungsvertrag 
abschließenden Betriebes

	 Verbundpartner können ein oder mehrere Be-
triebe (Verbundbetrieb[e]), Bildungsträger, 
Ausbildungsstätten der Kammern beziehungs-
weise der Kreishandwerkerschaften sowie 
andere die Verbundausbildung organisieren-
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de juristische Personen des öffentlichen oder 
privaten Rechts sein. Die Ausbildung ist so-
wohl in dem den Ausbildungsvertrag ab-
schließenden Betrieb zu realisieren als auch 
bei dem beziehungsweise den Verbundpart- 
ner(n). Maßnahmen der Verbundausbildung 
können auch in Form von E-Learning durch-
geführt werden.

b)	 Modul „Zusatzqualifikationen/Schlüsselkom-
petenzen, Prüfungsvorbereitung“ zur Vermitt-
lung von Zusatzqualifikationen sowie die 
Durchführung fachspezifischer Lehrgänge 
zur Prüfungsvorbereitung

	 Die Zusatzqualifikationen und fachspezifi-
schen Lehrgänge zur Prüfungsvorbereitung 
sind bedarfsorientiert und modular struktu-
riert im Rahmen der Regelausbildung bei 
dem den Ausbildungsvertrag abschließenden 
Betrieb oder bei einem Verbundpartner 
durchzuführen. Die zuständige Stelle nach 
BBiG bestätigt den Bedarf. Zusatzqualifika- 
tionen können ausdrücklich dafür genutzt 
werden, Auszubildenden Kompetenzen im  
Themenfeld „Digitalisierung der Arbeitswelt“ 
zu vermitteln. Zu den Zusatzqualifikationen 
zählen zudem die Vermittlung von Schlüssel-
kompetenzen, insbesondere zu den Schwer-
punkten Interkulturalität, Fremdsprachen-
kenntnisse und Toleranz.

c)	 Modul „Servicestellen Verbundausbildung“

	 Mit der Einrichtung und dem Betrieb der Ser-
vicestellen soll die Integration bisher unver-
sorgter Jugendlicher in die Ausbildung ver-
bessert werden und diese damit in der Region 
gehalten werden. Betriebe sollen motiviert 
werden, sich stärker für Jugendliche mit un-
terschiedlichen Merkmalen und Vorausset-
zungen zu öffnen, dafür entsprechende Kom-
petenzen vorzuhalten sowie ihr Ausbildungs- 
platzangebot für unversorgte Jugendliche at-
traktiver zu gestalten und darzustellen. Die 
Servicestellen unterstützen in diesem Zu-
sammenhang auch die Inanspruchnahme von 
Verbundausbildung sowie Partnerschaften ins- 
besondere zwischen Betrieben. Die Angebo-
te der Servicestellen richten sich auch an Be-
triebe, die aktuell nicht oder nicht mehr aus-
bilden.

	 Die Aufgaben der Servicestellen sind: 

-	 Bekanntmachung von Angeboten der All-
gemeinen Verbundausbildung zur Integ-
ration von Jugendlichen bei (potenziel-
len) Ausbildungsbetrieben sowie Bera- 
tung zur Inanspruchnahme,

-	 Verbesserung der Erkennbarkeit und Er-
reichbarkeit 

-	 der im Ausbildungsplatzangebot ent-
haltenen Verbundleistungen für Ju-
gendliche,

-	 guter Ausbildungspraxis (auch be-
züglich Vergütung, tariflicher Verein-
barungen, Betriebsklima, Vereinbar-
keit Familie und Beruf etc. sowie 
unter Berücksichtigung von Rahmen-
bedingungen hinsichtlich Wohnen, 
Mobilität und Freizeit für Azubis),

-	 betrieblicher Unterstützungsmöglich-
keiten für Jugendliche,

-	 Darstellung branchenbezogener Beschäf-
tigungsperspektiven und Karrieremöglich- 
keiten für unversorgte Jugendliche,

-	 Stärkung der Ausbildungskompetenzen 
von Betrieben zur Erschließung von jun-
gen Frauen für die Ausbildung sowie von 
benachteiligten Jugendlichen, insbeson-
dere sozial Benachteiligte, junge Eltern 
und Alleinerziehende, Menschen mit Be-
hinderungen, Zugewanderte etc. und ge-
gebenenfalls Ableitung von betrieblichen 
und/oder individuellen Unterstützungs-
maßnahmen zur Sicherung der Ausbil-
dungsstabilität und des Ausbildungs- 
erfolgs der benachteiligten Jugendlichen,

-	 Initiierung von Partnerschaften zwischen 
Ausbildungsbetrieben zur Stärkung der 
Einmündungs- und Erfolgschancen von 
Jugendlichen (zum Beispiel: Bildung von 
Bewerberpools, Entwicklung gemeinsa-
mer Internetpräsenz/Materialien der Öf-
fentlichkeitsarbeit, gemeinsamer Stand 
auf Ausbildungsmessen, gemeinsame Be-
triebsbesichtigungen für Ausbildungs- 
interessierte, Konzeption von Ringprak-
tika, Bündelung von Angeboten für eine 
Einstiegsqualifizierung, Prüfung von Über- 
nahmemöglichkeiten zur Fortführung der 
Ausbildung bei Vertragslösungen, gemein-
same Coaching-/Mentoringangebote).

	 Die Servicestellen Verbundausbildung koope-
rieren mit allen interessierten Betrieben unter 
Berücksichtigung relevanter Branchenorga-
nisationen und sollten auch Betriebe aktiv 
werben. Eine Zusammenarbeit der Service-
stelle mit den Kammern, den Arbeitsagentu-
ren und Jobcentern (auch der zugelassenen 
kommunalen Träger) sowie der Berufsbera-
tung und dem Arbeitgeberservice der Bun-
desagentur für Arbeit wird zwingend voraus-
gesetzt.



606 Amtsblatt für Brandenburg – Nr. 29 vom 25. Juli 2018

1.3	 Zuwendungsempfänger

	 Antragsberechtigt sind:

1.3.1	 Modul „Verbundausbildung“ nach Nummer II.1.2 
Buchstabe a:

-	 der den Ausbildungsvertrag abschließende 
Betrieb oder 

-	 die unter Nummer II.1.2 Buchstabe a ge-
nannten Verbundpartner.

1.3.2	 Modul „Zusatzqualifikationen/Schlüsselkompe-
tenzen, Prüfungsvorbereitung“ nach Num-
mer II.1.2 Buchstabe b:

-	 die unter Nummer II.1.2 Buchstabe a ge-
nannten Verbundpartner oder andere Koope-
rationspartner wie
-	 andere Bildungsträger, 
-	 andere Ausbildungsstätten der Kammern 

und Kreishandwerkerschaften oder
-	 andere juristische Personen des öffentli-

chen oder privaten Rechts, die berufliche 
Ausbildung durchführen.

1.3.3	 Modul „Servicestellen Verbundausbildung“ nach 
Nummer II.1.2 Buchstabe c:

	 Bildungsträger, die Verbundausbildung für Bran-
denburger Betriebe in der ESF-Förderperiode 
2014 - 2020 durchführen beziehungsweise durch-
geführt haben.

1.4	 Zuwendungsvoraussetzungen

1.4.1	 Modul „Verbundausbildung“ nach Nummer II.2.1 
Buchstabe a und Modul „Zusatzqualifikationen/
Schlüsselkompetenzen, Prüfungsvorbereitung“ 
nach Nummer II.2.1 Buchstabe b

1.4.1.1	 Die Berufsausbildung hat im Land Brandenburg 
zu erfolgen. Die Durchführung von Ausbildungs-
abschnitten bei Verbundpartnern mit Standort 
außerhalb des Landes Brandenburg sowie die 
Vermittlung von Zusatzqualifikationen/Schlüssel-
kompetenzen und die Durchführung fachspezi- 
fischer Lehrgänge zur Prüfungsvorbereitung au-
ßerhalb des Landes Brandenburg schließen eine 
Förderung nach dieser Richtlinie nicht aus.

1.4.1.2	 Der den Ausbildungsvertrag abschließende Be-
trieb muss:

a)	 seinen Sitz oder eine Betriebsstätte im Land 
Brandenburg haben und den Ausbildungs- 
vertrag in das Verzeichnis der Berufsausbil-
dungsverhältnisse (Lehrlingsrolle) bei der zu- 
ständigen Stelle nach BBiG eingetragen ha-
ben oder eintragen lassen, wobei es unerheb-
lich ist, ob das Berufsausbildungsverhältnis 

zur Aufnahme oder zur Fortführung der be-
ruflichen Erstausbildung begründet wird;

b)	 nachweisen, dass

-	 er nicht alle laut Ausbildungsordnung 
vorgesehenen Ausbildungsinhalte selbst 
vermitteln kann oder

-	 die beantragte Verbundmaßnahme zur 
Überwindung bestimmter gegenwärtiger 
Schwierigkeiten bei der Ausbildungs- 
organisation beiträgt oder

-	 er mit der Verbundmaßnahme eine Quali-
tätsverbesserung der Ausbildung im ei-
genen Betrieb beabsichtigt;	

c)	 bei Modul „Verbundausbildung“ mit dem 
Verbundpartner einen Kooperationsvertrag 
abgeschlossen haben oder abschließen (In-
halte siehe Merkblatt zur Richtlinie); für Be-
rufe, die der Handwerksordnung (HwO) un-
terliegen, sind im Kooperationsvertrag die in 
einer überbetrieblichen Ausbildungsstätte der 
Kammern abzuleistenden Ausbildungsab-
schnitte auszuweisen;

d)	 bei Modul „Zusatzqualifikationen/Schlüssel-
kompetenzen, Prüfungsvorbereitung“ eine 
Vereinbarung mit dem Verbundpartner bezie-
hungsweise anderen Kooperationspartnern 
nach Nummer II.1.3.2 über die inhaltliche 
Gestaltung abgeschlossen haben oder ab-
schließen.

	 Die Prüfung und Bestätigung der Fördervoraus-
setzungen obliegt der jeweils zuständigen Stelle 
nach BBiG. Die Bestätigung ist spätestens mit 
dem ersten Mittelabruf bei der Bewilligungs- 
behörde einzureichen.

1.4.1.3	 Bei der Vermittlung von Schlüsselkompetenzen, 
insbesondere zu interkulturellen Schwerpunkten, 
Fremdsprachenkenntnissen und für mehr Tole-
ranz, hat der Zuwendungsempfänger eine inhalt-
liche Übersicht zu den zu vermittelnden Kompe-
tenzen mit der Antragstellung vorzulegen.

1.4.1.4	 Der Verbundpartner beziehungsweise Koopera- 
tionspartner, der die Maßnahme im Verbund  
durchführt, muss die erforderliche Eignung ge-
mäß §§ 27 und 28 BBiG für diese Maßnahme 
besitzen.

1.4.1.5	 Die Entsendungsdauer zum Verbundpartner bei 
einer Verbundausbildung muss mindestens fünf 
zusammenhängende Ausbildungstage pro Aus-
bildungsjahr und darf maximal 60 Prozent der 
gesamten Ausbildungszeit umfassen. Die Ent-
sendungsdauer kann durch Wochenenden und 
Feiertage unterbrochen sein. Als Antragstellen-
der gibt der den Ausbildungsvertrag abschließen-
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de Betrieb hierzu eine Selbsterklärung ab. Sollte 
der Verbundpartner Antragstellender sein, muss 
er diese Erklärung vom den Ausbildungsvertrag 
abschließenden Betrieb einholen und mit den 
Antragsunterlagen bei der Investitionsbank des 
Landes Brandenburg (ILB) einreichen.

1.4.1.6	 Von der Förderung ausgeschlossen sind von den 
Sozialkassen der Bauwirtschaft (SOKA-Bau)  
finanzierte Lehrgänge der Bauwirtschaft.

1.4.2	 Modul „Servicestellen Verbundausbildung“:

	 Die Zuwendungsempfänger für das Modul „Ser-
vicestellen Verbundausbildung“ müssen im Land 
Brandenburg ansässig sein. Eine Antragstellung 
ist für einen Zeitraum von zwei Jahren vorgese-
hen. 

1.5	 Art und Umfang, Höhe der Zuwendung

	 1.5.1	 Zuwendungsart: 	 Projektförderung

	 1.5.2	 Finanzierungsart:	 Anteilfinanzierung - Num-
mer  II.1.2 Buchstabe a 
und Buchstabe b

			   Vollfinanzierung - Num-
mer II.1.2 Buchstabe c

	 1.5.3	 Form der Zuwendung:	 Zuschuss

1.5.4	 Bemessungsgrundlage:

	 Förderfähig sind die Personal- und Sachausga-
ben, die bei der Durchführung der in Num-
mer II.1.2 genannten Module entstehen.

a)	 Die förderfähigen Gesamtausgaben für För-
derungen nach Nummer II.1.2 Buchstabe a 
und b werden mit einer auf die Ausgaben für 
eine Standardeinheit bezogenen Pauschale 
nach Artikel 67 Absatz 1 Buchtstabe b der 
Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 bemessen. 
Pro Lehrgangstag und Auszubildenden betra-
gen sie für:

aa)	das Modul „Verbundausbildung“ nach 
Nummer II.1.2 Buchstabe a - 33,00 Euro,

bb)	das Modul „Zusatzqualifikationen/Schlüs-
selkompetenzen, Prüfungsvorbereitung“ 
nach Nummer II.1.2 Buchstabe b in Be-
zug auf

-	 die Vermittlung von Zusatzqualifika-
tionen und Schlüsselkompetenzen - 
39,00 Euro,

-	 die Durchführung fachspezifischer 
Lehrgänge zur Prüfungsvorbereitung - 
31,50 Euro.

Die förderfähigen Gesamtausgaben unter 
den Doppelbuchstaben aa und bb werden in 
einer Höhe von 90 Prozent gefördert.

b)	 Die förderfähigen Gesamtausgaben für das 
Modul „Servicestellen Verbundausbildung“ 
nach Nummer II.1.2 Buchstabe c werden  
mit einem Zuschuss in Höhe von bis zu 
80 000 Euro pro Jahr über eine Laufzeit von 
zwei Jahren gefördert. Alle neben den direk-
ten Personalausgaben entstehenden restlichen 
Ausgaben werden mit einer Pauschale nach 
Artikel 14 Absatz 2 der Verordnung (EU) 
Nr.  1304/2013 in Höhe von 35 Prozent der 
direkten Personalausgaben bemessen.

1.5.5	 Eine Anwesenheit der Auszubildenden in den 
Modulen nach Nummer II.1.2 Buchstabe a und b 
von mindestens 80 Prozent der vorgeschriebenen 
beziehungsweise geplanten Verbund- beziehungs-
weise Lehrgangstage (im Folgenden Verbundta-
ge) wird angestrebt. Bei einer vorzeitigen Lösung 
des Ausbildungsvertrages gilt dieser Prozentsatz 
entsprechend für die bis dahin absolvierte Aus-
bildungszeit.

	 Wird eine geringere Anwesenheit erreicht, sind 
die Gründe dafür vom Zuwendungsempfänger 
darzustellen. Es ist eine Erklärung vom Veran-
stalter der Verbundtage dazu abzugeben, ob die 
geplanten Ausbildungsinhalte trotz der gerin- 
geren Anzahl von Verbundtagen vermittelt wur-
den. Die Bewilligungsbehörde trifft auf dieser 
Grundlage eine Ermessensentscheidung zur För-
derung.

	 Anzurechnende Tage sind die tatsächlich absol-
vierten Verbundtage (entschuldigtes Fehlen, zum 
Beispiel durch Krankheit, sind keine absolvierten 
Verbundtage). 

	 Bei einer wiederholten Teilnahme am gleichen 
Lehrgang ist nur ein Durchlauf förderfähig.

1.5.6	 Die Bewilligung einer Zuwendung unter 
1 000 Euro ist ausgeschlossen.

II.2	 Überbetriebliche Lehrlingsunterweisung im Hand-
werk

2.1	 Angesichts der wachsenden Bedeutung neuer 
Technologien und der zunehmenden fachlichen 
Spezialisierung wird mit dem Förderangebot die 
überbetriebliche Lehrlingsunterweisung als Er-
gänzung der betrieblichen Ausbildung unter-
stützt. Die Förderung soll dazu beitragen, die 
Ausbildungsfähigkeit und -qualität von Betrie-
ben und damit die Bereitstellung von betriebli-
chen Ausbildungsplätzen im brandenburgischen 
Handwerk zu sichern.
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2.2	 Gegenstand der Förderung

	 Gefördert werden:

-	 anerkannte überbetriebliche Lehrgänge im 
Handwerk in der Grundstufe (1. Ausbil-
dungsjahr) sowie in der Fachstufe (2. bis 
4.  Ausbildungsjahr) in Anlehnung an die 
vom Bundesministerium für Wirtschaft und 
Energie (BMWi) zugrunde gelegten Richt- 
linien2 einschließlich der Rahmen-, Lehr- 
und Kostenpläne in jeweils aktueller Fas-
sung,

-	 Lehrgänge der Grundstufe in handwerkli-
chen Bauberufen sowie

-	 die Unterbringung im Internat.

2.3	 Zuwendungsempfänger

2.3.1	 Zuwendungsempfänger sind die nach dem BBiG 
und der HwO für die überbetriebliche Lehrlings-
unterweisung zuständigen Handwerkskammern. 

2.3.2	 Veranstalter3 der überbetrieblichen Lehrgänge 
können die Handwerkskammern sein sowie 
Fachverbände des Handwerks, Kreishandwer- 
kerschaften, Handwerksinnungen oder von den 
Handwerkskammern anerkannte Berufsbildungs-
einrichtungen.

2.3.3	 Die Zuwendungsempfänger sind berechtigt, die 
Mittel an Dritte, die Veranstalter der überbetrieb-
lichen Lehrgänge sind, weiterzuleiten. Diese sind 
Letztzuwendungsempfänger. Bei der Weiterlei-
tung ist vom Letztzuwendungsempfänger im Zu-
sammenhang mit dem Antrag eine Erklärung 
über die Kenntnisnahme der Bezeichnung sub-
ventionserheblicher Tatsachen entsprechend dem 
Subventionsgesetz abzufordern. Bei Weiterlei-
tung in privatrechtlicher Form ist sicherzustellen, 
dass die Vorgaben für öffentlich-rechtliche Wei-
terleitung, insbesondere in Bezug auf das An-
trags- und Verwendungsnachweisverfahren, Be-
standteil der abzuschließenden privatrechtlichen 
Verträge werden. Nähere Informationen hierzu 
finden sich in den Antragshinweisen der Bewilli-
gungsbehörde.

2.4	 Zuwendungsvoraussetzungen

a)	 Die Zuschüsse werden nur für die Lehrlinge 
gewährt, deren Ausbildungsverträge in die 
Lehrlingsrolle einer brandenburgischen Hand- 
werkskammer eingetragen sind und die in ei-
nem in die Handwerksrolle eingetragenen 
Gewerbebetrieb ausgebildet werden.

2	 Bundesministerium für Wirtschaft und Energie: Richtlinien über die Förde-
rung der überbetrieblichen beruflichen Bildung im Handwerk (überbetrieb- 
liche Lehrlingsunterweisung - ÜLU).

3	 Vgl. ebenda, Nummer 3.1.

b)	 Für die Bezuschussung sind den Lehrgängen 
die vom Bundesministerium für Wirtschaft 
und Energie und/oder vom Land Branden-
burg anerkannten Unterweisungspläne zu-
grunde zu legen. Soweit es sich um hand-
werkliche Ausbildungsberufe der Bauwirt- 
schaft handelt, für die die Verordnung über 
die Berufsausbildung in der Bauwirtschaft 
anzuwenden ist, sind für die Lehrgänge die 
vom Bundesinstitut für Berufsbildung he- 
rausgegebenen Übungsreihen maßgebend.

c)	 Die Lehrgänge müssen in überbetrieblichen 
Berufsbildungsstätten des Handwerks oder 
in anderen von den Handwerkskammern an-
erkannten Berufsbildungseinrichtungen als 
Ganztageslehrgänge durchgeführt werden. Die 
Bildungsstätte muss die Gewähr dafür bie-
ten, dass die Lehrgänge von nachweislich 
qualifizierten Ausbildern/Ausbilderinnen in 
geeigneten Räumen ordnungsgemäß durch-
geführt werden können.

d)	 Es werden Lehrgänge bezuschusst, die im 
Land Brandenburg stattfinden. Sofern es kei-
ne geeignete überbetriebliche Berufsbildungs-
stätte im Land Brandenburg gibt beziehungs-
weise Lehrgänge bundesweit organisiert 
werden, sind begründete Ausnahmen mög-
lich. Dafür ist ein entsprechender Beschluss 
des Berufsausbildungsausschusses bezie-
hungsweise der Vollversammlung der Kam-
mer, die Ausbildung außerhalb von Branden-
burg durchzuführen, beizubringen. Die Be- 
willigungsbehörde trifft dazu in Abstimmung 
mit dem Ministerium für Arbeit, Soziales, 
Gesundheit, Frauen und Familie (MASGF) 
eine Ermessensentscheidung.

	 Die Prüfung und Bestätigung der unter den 
Buchstaben a bis d genannten Fördervorausset-
zungen obliegt der jeweils zuständigen Stelle 
nach BBiG. Die Bestätigung ist spätestens mit 
dem ersten Mittelabruf bei der Bewilligungs- 
behörde einzureichen. 

2.5	 Art und Umfang, Höhe der Zuwendung

2.5.1	 Zuwendungsart: 	 Projektförderung

2.5.2	 Finanzierungsart:	 Festbetragsfinanzierung

2.5.3	 Form der Zuwendung:	 Zuschuss

2.5.4	 Bemessungsgrundlage

	 Förderfähige Standardeinheitskosten sind die an-
erkannten Lehrgangskosten der bundeseinheit-
lich vom HPI4 für jeden einzelnen Kurstyp ermit-

4	 Heinz-Piest-Institut für Handwerkstechnik (HPI) Hannover.
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telten und vom Bund und/oder vom Land 
Brandenburg anerkannten Kostensätze pro Aus-
zubildenden sowie die mit einem Lehrgang ver-
bundene Internatsunterbringung. 

2.5.5	 Höhe der Zuwendung

	 Folgende Zuschüsse können gewährt werden:

-	 Grundstufe: Förderung von zwei Dritteln 
der anerkannten Lehrgangskosten pro Auszu-
bildenden und Woche.

-	 Fachstufe: Förderung in Höhe des Förder-
satzes des Bundes pro Auszubildenden und 
Woche. Die Zuschüsse von Bund und Land 
dürfen zusammen zwei Drittel der aner-
kannten Lehrgangskosten nicht übersteigen.

-	 Lehrgänge der Grundstufe in handwerkli-
chen Bauberufen werden mit 48 Euro pro 
Auszubildenden und Woche bezuschusst.

-	 Für eine notwendige Internatsunterbrin-
gung werden zusätzlich 38 Euro pro Woche 
und Auszubildenden gezahlt.

	 Der Zuschuss zu den Lehrgangskosten der über-
betrieblichen Lehrlingsunterweisung im Hand-
werk wird nur gewährt, wenn der Lehrling an 
mindestens 80 Prozent der vorgeschriebenen 
Lehrgangsstunden teilgenommen hat. 

	 Bei einer wiederholten Teilnahme am gleichen 
Lehrgang ist nur ein Durchlauf förderfähig. 

	 Der Zuschuss zu den Unterbringungskosten im 
Internat während der Lehrgänge der überbetrieb-
lichen Lehrlingsunterweisung im Handwerk wird 
nur gewährt, wenn die Voraussetzungen für einen 
Lehrgangszuschuss vorliegen und wenn die Un-
terbringung am Lehrgangsort vom Veranstalter 
veranlasst wurde und ihm für die Auszubildende/ 
den Auszubildenden während der gesamten Lehr-
gangsdauer Ausgaben für die Unterbringung ent-
standen sind.

2.5.6	 Die Bewilligung einer Zuwendung unter 
1 000 Euro ist ausgeschlossen. 

II.3	 Ausbildungsförderung in der Landwirtschaft

3.1	 Die Ausbildungsförderung in der Landwirtschaft 
trägt zur Verbesserung der Qualität der betrieb- 
lichen Ausbildung in den landwirtschaftlichen 
Berufen bei sowie zur Motivation von Ausbil-
dungsbetrieben, sich weiter oder wieder an der 
dualen Ausbildung zu beteiligen. Ziele der För-
derung sind die Sicherung und Verbesserung der 
Qualität der betrieblichen Ausbildung im Agrar-
bereich. Die Förderung von Ausbildungsnetz-
werken trägt durch die regionale Kooperation 
von Ausbildungsbetrieben zur Verbesserung der 
Qualität der Berufsausbildung bei.

3.2 	 Gegenstand der Förderung

a)	 Gefördert wird die Teilnahme von Auszubil-
denden, deren Ausbildungsverträge in das 
Verzeichnis der Zuständigen Stelle Landes-
amt für Ländliche Entwicklung, Landwirt-
schaft und Flurneuordnung (LELF) im Land 
Brandenburg eingetragen sind, an Lehrgän-
gen der überbetrieblichen Ausbildung im 
Rahmen des betrieblichen Ausbildungsver-
hältnisses entsprechend den Beschlüssen des 
Berufsbildungsausschusses sowie die gege-
benenfalls erforderliche Unterbringung in 
folgenden Berufen mit der angegebenen 
Höchstdauer:

-	 Landwirt/in	 5 Wochen
-	 Tierwirt/in	 5 Wochen
-	 Fachkraft Agrarservice	 5 Wochen 
-	 Fischwirt/in	 5 Wochen
-	 Gärtner/in (Garten- und 
	 Landschaftsbau)	 8 Wochen
-	 Gärtner/in (Baumschule, 
	 Obstbau)	 3 Wochen
-	 Gärtner/in (Friedhofsgärt-
	 ner/in, Staudengärtner/in, 
	 Zierpflanzengärtner/in, 
	 Gemüsebau)	 3 Wochen 
		  und 1 Tag
-	 Pferdewirt/in	 3 Wochen
-	 Milchwirtschaftliche/r 
	 Laborant/in	 12 Wochen
-	 Milchtechnologe/
	 -technologin	 12 Wochen
-	 Forstwirt/in	 9 Wochen

Die Zuordnung der Lehrgänge zu den einzel-
nen Ausbildungsjahren erfolgt gemäß den 
Beschlüssen des Berufsbildungsausschusses. 
Aus organisatorischen Gründen sind im Aus-
nahmefall Abweichungen in einzelnen Aus-
bildungsjahren unter Beibehaltung des Ge-
samtumfanges der Lehrgänge möglich.

b)	 Zur Verbesserung der Ausbildungsqualität 
können sich anerkannte Ausbildungsbetriebe 
in Netzwerken zusammenschließen. Die Art 
des Zusammenschlusses sowie der Inhalt der 
Maßnahmen werden eng am aktuellen Be-
darf der Ausbildungsbetriebe und der Auszu-
bildenden ausgerichtet. Gefördert wird der 
Aufwand in Ausbildungsnetzwerken. Insbe-
sondere gehören dazu:

-	 Organisation der Kooperation der Aus-
bildungsbetriebe,

-	 Ermittlung, Koordination und Organisa-
tion der Nutzung von Unterweisungs- 
angeboten der Ausbildungsbetriebe für 
Auszubildende im Netzwerk (zum Bei-
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spiel in dem Betrieb, der auf dem neues-
ten technischen Stand ist), 

-	 Organisation, Vorbereitung und Durch-
führung von Besuchen der Auszubilden-
den im vor- und nachgelagerten Bereich 
(zum Beispiel Molkerei, Schlachthof, 
Landmaschinenhändler) sowie bei ande-
ren Partnern (zum Beispiel Landeskont-
rollverband, Rinderzuchtverband Berlin-
Brandenburg, FU Berlin) mit dem Ziel, 
Gelerntes besser verstehen und einord-
nen zu können,

-	 Ermittlung des Unterstützungsbedarfs der 
Auszubildenden,

-	 Organisation, Vorbereitung und Durch-
führung von fachspezifischen Maßnah-
men zur Prüfungsvorbereitung (eng am 
Bedarf der Auszubildenden orientiert),

-	 Verbesserung des Kontakts zwischen den 
Lernorten Betrieb und Berufsschule, 

-	 Unterstützung der Betriebe bei der Aus-
wahl geeigneter Bewerber/Bewerberin-
nen.

3.3	 Zuwendungsempfänger

	 Antragsberechtigt für Nummer II.3.2 Buchsta-
be a sind berufsständische Verbände, anerkannte 
Stätten der überbetrieblichen Ausbildung (Bil-
dungsträger) und das LELF sowie für Num-
mer II.3.2 Buchstabe b berufsständische Verbän-
de oder andere juristische Personen des privaten 
und öffentlichen Rechts und Personengesell-
schaften.

	 Ist das LELF Zuwendungsempfänger für eine 
Förderung nach Nummer II.3.2 Buchstabe a, ist 
eine personelle und funktionale Trennung zwi-
schen den Personen/Organisationseinheiten zu 
gewährleisten, die mit der Bestätigung der Kos-
tensätze beziehungsweise mit der Zuwendungs-
bearbeitung beauftragt werden. Ein Weisungs-
recht zwischen den die Kostensätze bestätigenden 
Personen/Organisationseinheiten und den mit der 
Zuwendungsbearbeitung befassten Personen ist 
auszuschließen. Gegenüber der Bewilligungs- 
behörde ist dazu bei Antragstellung eine Selbst-
erklärung beizubringen. 

3.4	 Zuwendungsvoraussetzungen

3.4.1	 Überbetriebliche Lehrgänge nach Nummer II.3.2 
Buchstabe a

a)	 Es wird die Teilnahme aller Auszubildenden 
in den genannten Berufen an Lehrgängen ge-
fördert, die nach Inhalt, Umfang und Stätte 
der überbetrieblichen Ausbildung vom Be-
rufsbildungsausschuss für Berufe der Land- 
und Hauswirtschaft bestätigt sind.

b)	 Es werden nur Lehrgangsteilnehmer/Lehr-
gangsteilnehmerinnen berücksichtigt, deren 
Ausbildungsverhältnisse bei der zuständigen 
Stelle für berufliche Bildung im LELF regis-
triert sind. Dabei muss der den Ausbildungs-
vertrag abschließende Betrieb seinen Sitz 
oder eine Betriebsstätte im Land Branden-
burg haben.

3.4.2	 Ausbildungsnetzwerke nach Nummer II.3.2 Buch-
stabe b

a)	 Ein Ausbildungsnetzwerk muss zum Zeit-
punkt der Antragstellung aus mindestens zehn 
anerkannten Ausbildungsbetrieben bestehen, 
von denen mindestens acht aktiv sind, das 
heißt, in denen mindestens ein registriertes 
Ausbildungsverhältnis besteht.

b)	 Im Rahmen der Antragstellung für Ausbil-
dungsnetzwerke ist ein Konzept beizufügen, 
das zwei Seiten ohne Anlagen nicht über-
schreiten soll.

3.5	 Art und Umfang, Höhe der Zuwendung

	 3.5.1	 Zuwendungsart: 	 Projektförderung

	 3.5.2	 Finanzierungsart:	 Festbetragsfinanzierung - 
Nummer II.3.2 Buchsta-
be a

			   Anteilfinanzierung - Num-
mer II.3.2 Buchstabe b

	 3.5.3	 Form der Zuwendung:	 Zuschuss oder Zuweisung 
(sofern LELF Zuwen-
dungsempfänger ist)

3.5.4	 Bemessungsgrundlage

-	 Überbetriebliche Lehrgänge nach Num-
mer II.3.2 Buchstabe a

-	 Es werden die Ausgaben für Lehrgangs-
kosten und Unterkunft gefördert, höchs-
tens jedoch bis zu 380 Euro je Auszubil-
denden und Lehrgangswoche.

-	 Die Höhe der förderfähigen Lehrgangs-
kosten wird durch die von der Zuständi-
gen Stelle (LELF) bestätigten Kostensät-
ze bestimmt, deren Höhe auf der In- 
ternetseite der Bewilligungsbehörde ver-
öffentlicht wird. Die Teilnahme am Lehr-
gang ist der Bewilligungsbehörde nach-
zuweisen. Bei einer wiederholten Teil- 
nahme am gleichen Lehrgang ist nur ein 
Durchlauf förderfähig.

-	 Die Höhe der Ausgaben für die Unter-
kunft richtet sich nach den Kostensätzen 
der Stätten der überbetrieblichen Ausbil-
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dung und darf die Höhe von 20 Euro/
Nacht gemäß § 7 des Bundesreisekosten-
gesetzes nicht überschreiten. Die Anzahl 
der Übernachtungen ist nachzuweisen.

-	 Die Ausgaben für die Lehrgangskosten 
sind vorrangig zu fördern.

Der Zuschuss zu den Lehrgangskosten der 
überbetrieblichen Ausbildung in der Land-
wirtschaft wird nur gewährt, wenn der Lehr-
ling an mindestens 80 Prozent der vorge-
schriebenen Lehrgangsstunden teilgenom- 
men hat.

Die Bewilligung einer Zuwendung unter 
1 000 Euro ist ausgeschlossen.

-	 Ausbildungsnetzwerke nach Nummer II.3.2 
Buchstabe b

	 Förderfähig sind die Personal- und Sachaus-
gaben. Die förderfähigen Gesamtausgaben 
umfassen

a)	 die direkten Personalausgaben und
b)	 für alle restlichen Ausgaben eine Pau-

schale nach Artikel 14 Absatz 2 der Ver-
ordnung (EU) Nr. 1304/2013 in Höhe 
von 27 Prozent der förderfähigen direk-
ten Personalausgaben nach Buchstabe a. 
In der Pauschale sind alle verbleibenden 
projektbezogenen Ausgaben enthalten. 

	 Neu gebildete Netzwerke können mit einem 
Zuschuss in Höhe von bis zu 90 Prozent der 
förderfähigen Gesamtausgaben, bereits be-
stehende Netzwerke mit einem Zuschuss von 
bis zu 70 Prozent gefördert werden. Die För-
derdauer ist für neu gebildete Netzwerke auf 
höchstens zwölf Monate beschränkt. Danach 
können weitere Antragstellungen für jeweils 
bis zu 24 Monate erfolgen. Dies gilt ebenfalls 
für bereits bestehende Netzwerke. In jedem 
Fall liegt die maximale Zuschusshöhe je För-
derung bei 100 000 Euro. 

II.4	 Gutes Lernen im Betrieb

4.1	 Das „Gute Lernen im Betrieb“ soll die Lernbe-
dingungen und Lernprozesse in den Ausbil-
dungsbetrieben im Rahmen der staatlich organi-
sierten qualifizierenden Erstausbildung verbes- 
sern und somit zur Stabilisierung von Ausbil-
dungsverhältnissen sowie zur Steigerung des 
Ausbildungserfolgs beitragen. Durch Erfahrungs-
austausche für ausbildendes Personal soll auf 
veränderte Anforderungen in der Erstausbildung 
(unter  anderem zunehmend heterogenere Ziel-
gruppen von Auszubildenden) reagiert werden, 
indem sowohl konkrete Instrumente zur Unterstüt-
zung des Ausbildungshandelns vermittelt werden 
als auch eine zwischenbetriebliche Vernetzung 

gefördert wird. Damit soll das Reflexionsvermö-
gen des Ausbildungspersonals gestärkt und zu 
einer professionellen Rollenentwicklung für die 
Erstausbildung beigetragen werden. Für die Aus-
zubildenden sollen die Workshops eine Orientie-
rung und Identifikation mit den Anforderungen 
der Erstausbildung ermöglichen, aber auch zum 
Erwerb konstruktiver Kommunikations- und 
Problemlösestrategien im Ausbildungskontext 
beitragen. Dabei kommt dem Austausch mit wei-
teren Auszubildenden ein hoher Stellenwert zu.

4.2	 Gegenstand der Förderung

4.2.1	 Gefördert werden:

a)	 die Organisation und Durchführung von 
Workshops zum Erfahrungsaustausch für be-
triebliches Ausbildungspersonal mit Verant-
wortung für die qualifizierende Erstausbil-
dung aus Brandenburger Betrieben (betriebs- 
übergreifend). Die Workshops können den 
Ausbildungsprozess betreffen (zum Beispiel 
Vorbereitung des Ausbildungsstarts, Gestal-
tung der Probezeit, Arbeit mit Ausbildungs-
plänen, Zusammenarbeit mit dem Lernort 
Berufsschule), die zielgruppenspezifische Un- 
terstützung von Auszubildenden (zum Bei-
spiel mit Migrationshintergrund, mit Lern-
schwierigkeiten, mit psychosozialen Proble-
men bis hin zu Suchtgefahr) sowie grund- 
legende Techniken zur Prävention von Aus-
bildungsabbrüchen (zum Beispiel Kommuni-
kation, Konfliktvermittlung, Motivation). Die 
Auswahl der Workshop-Themen ist auf die 
jeweiligen regionalen sowie branchen-/be-
rufsbildspezifischen Bedarfe auszurichten. 

b)	 die Organisation und Durchführung von 
Workshops für Auszubildende aus Branden-
burger Betrieben (betriebsübergreifend). Die 
Workshops sollen im Austausch mit anderen 
Auszubildenden eine Reflexion der eigenen 
Rolle ermöglichen (Rechte und Pflichten) so-
wie Orientierung im Ausbildungsverlauf ver-
mitteln, Unterstützungsmöglichkeiten aufzei-
gen und Techniken für eine konstruktive 
Zusammenarbeit im Betrieb vermitteln (zum 
Beispiel Einhalten von Regeln, Umgang mit 
Feedback, Konfliktlösung). 

4.2.2	 Die Aufgaben der Zuwendungsempfänger sind:

-	 Thematische Feinabstimmung und Vorberei-
tung der Workshops;

-	 Öffentlichkeitsarbeit und Akquise der Teil-
nehmenden (aufsuchend);

-	 Durchführung von Workshops oder Beauf-
tragung externer Partner;

-	 Inhaltliche Auswertung der Workshops mit 
den Durchführenden unter Berücksichtigung  
der Bewertungen durch die Teilnehmenden 
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und Ableitung konzeptioneller Hinweise zur 
Ausgestaltung zukünftiger Workshops sowie 
begleitender Aktivitäten; der Schwerpunkt 
der Auswertung liegt auf der bedarfsgerech-
ten Umsetzung für Betriebe aus Branchen 
mit Defiziten in der Stabilität der Ausbil-
dungsverhältnisse sowie des Ausbildungs- 
erfolges; Ergebnisaufbereitung für die Prozess-
steuerung der Kammern und die Facharbeit 
des MASGF;

-	 Ansprechpartner/Ansprechpartnerin für die 
Vor- und Nachbereitung der Workshops; 

-	 Vermittlung weitergehender Unterstützungs-
leistungen zur Prävention von Ausbildungs-
abbrüchen für Betriebe und Auszubildende, 
sofern die im Workshop erarbeiteten Strate-
gien nicht ohne weitere Unterstützung ange-
wendet werden können und/oder für eine 
nachhaltige Lösungsfindung (zum Beispiel 
bei Konflikten zwischen Ausbilder/Ausbilde-
rin und Auszubildendem/Auszubildender) 
nicht ausreichen; 

-	 Recherche, Beschaffung und Verteilung von 
Praxismaterialien an die Teilnehmenden.

4.3	 Zuwendungsempfänger

	 Zuwendungsempfänger sind die Industrie- und 
Handelskammern und die Handwerkskammern 
des Landes Brandenburg sowie die kammereige-
nen Einrichtungen und Bildungsträger.

4.4	 Zuwendungsvoraussetzungen

4.4.1	 Bei einer Förderung nach Nummer II.4.2.1 
Buchstabe a müssen mindestens zehn halbtägige 
Workshops geplant werden mit jeweils einer 
Dauer von nicht weniger als vier Zeitstunden. 
Dabei sind pro Workshop durchschnittlich zehn 
Ausbilder/Ausbilderinnen zu erreichen.

4.4.2	 Bei einer Förderung nach Nummer II.4.2.1 
Buchstabe b müssen mindestens acht ganztägige 
Workshops geplant werden mit jeweils einer 
Dauer von nicht weniger als sechs Zeitstunden. 
Dabei sind pro Workshop durchschnittlich 
15 Auszubildende zu erreichen.

4.4.3	 Eine Zuwendung umfasst stets sowohl die Work-
shops nach Nummer II.4.2.1 Buchstabe a und b 
als auch die Aufgaben nach Nummer II.4.2.2.

4.5	 Art und Umfang, Höhe der Zuwendung

4.5.1	 Zuwendungsart: 	 Projektförderung

4.5.2	 Finanzierungsart:	 Festbetragsfinanzierung	

4.5.3	 Form der Zuwendung:	 Zuschuss

4.5.4	 Bemessungsgrundlage

	 Förderfähig sind die Personal- und Sachausga-
ben zur Vorbereitung, Durchführung und Nach-
bereitung von

a)	 Workshops zum Erfahrungsaustausch für das 
betriebliche Ausbildungspersonal nach Num-
mer II.4.2.1 Buchtstabe a und

b)	 Workshops zum betriebsübergreifenden Er-
fahrungsaustausch für Auszubildende nach 
Nummer II.4.2.1 Buchstabe b

	 im betreffenden Ausbildungsjahr sowie zur Er-
füllung der Aufgaben nach Nummer II.4.2.2.

	 Entsprechend den formulierten Anforderungen 
ist für die beim Zuwendungsempfänger entste-
henden Personalausgaben eine Vergütung in An-
lehnung an die Entgeltgruppe nach TV-L E 10 
mit einer regelmäßigen Arbeitszeit von bis zu 
50 Prozent anzusetzen.

	 Die Förderung erfolgt auf Grundlage pauscha-
lierter Ausgaben je durchgeführten Workshop 
nach Artikel 67 Absatz 1 Buchstabe b der Verord-
nung (EU) Nr. 1303/2013 in Verbindung mit  
Artikel 14 Absatz 3 der Verordnung (EU) 
Nr. 1304/2013. Anhand der detaillierten Ausga-
benkalkulation für sämtliche vom betreffenden 
Antrag erfasste Aktivitäten teilt die Bewilligungs-
behörde die als förderfähig anerkannte Gesamt-
ausgabensumme durch die Anzahl der Work-
shops und bestimmt darüber im Zuge der Be- 
willigung die Höhe der projektspezifischen Pau-
schale je Workshop.

	 Die ermittelte projektspezifische Pauschale gilt für 
alle von einem Antrag umfassten Workshops glei-
chermaßen, unabhängig von den bei der Durch-
führung eines einzelnen Workshops konkret ent-
stehenden Ausgaben und unabhängig davon, ob es 
sich um einen Workshop für Auszubildende oder 
für betriebliches Ausbildungspersonal handelt.

	 Die in den Nummern II.4.4.1 und II.4.4.2 ge-
nannte Anzahl von Teilnehmenden an Workshops 
für das betriebliche Ausbildungspersonal und an 
Workshops für Auszubildende sind je Workshop- 
art im Durchschnitt zu erreichen.

	 Die maximale Zuschusshöhe beträgt insgesamt 
50 000 Euro je Zuwendungsempfänger und Aus-
bildungsjahr.

III.	 Sonstige Zuwendungsbestimmungen

III.1	 Der Antragstellende muss die notwendigen organisatori-
schen und fachlichen Voraussetzungen für die Umset-
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zung der förderfähigen Projekte besitzen und auf Grund 
seiner Erfahrungen und Kompetenz für eine ordnungs- 
gemäße Durchführung und Abrechnung der Projekte ge-
eignet sein. Die Förderung erfolgt auf der Grundlage  
der im Rahmen des Antragsverfahrens einzureichenden 
Unterlagen.

III.2	 Eine Förderung nach dieser Richtlinie ist ausgeschlos-
sen, wenn für dasselbe Vorhaben eine weitere Förderung 
aus Mitteln der Strukturfonds der Europäischen Union  
- Europäischer Sozialfonds (ESF), Europäischer Fonds 
für regionale Entwicklung (EFRE) -, des Europäischen 
Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des länd- 
lichen Raums (ELER) oder eine Förderung aus anderen 
Förderprogrammen der Europäischen Union oder aus an-
deren öffentlichen Mitteln für den genannten Zuwen-
dungszweck erfolgt.

	 Die Förderungen der überbetrieblichen Lehrlingsunter-
weisung im Handwerk und der Ausbildungsverbünde 
können kumuliert werden. 

III.3	 Pflichten zur Information und Kommunikation 

	 Gemäß Artikel 115 Absatz 3 und Anhang XII Ziffer 2.2.1 
bis Ziffer 2.2.3 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 sind 
die Begünstigten der ESF-Förderung verpflichtet, bei al-
len Informations- und Kommunikationsmaßnahmen auf 
die Unterstützung aus dem ESF hinzuweisen, während 
der Durchführung der Maßnahmen die Öffentlichkeit 
(insbesondere im Internet, gegenüber den Medien und 
durch Plakatierung im Objekt) über die Unterstützung 
aus dem ESF zu informieren und die Teilnehmer/Teil-
nehmerinnen der geförderten Maßnahmen über die Fi-
nanzierung durch den ESF zu informieren. Dabei ist auf 
die Förderung des MASGF beziehungsweise des Minis-
teriums für Ländliche Entwicklung, Umwelt und Land-
wirtschaft (MLUL) aus Mitteln des ESF so hinzuweisen, 
dass die fördernde Rolle des Landes Brandenburg und 
der Europäischen Union für die Aktivitäten nach dieser 
Richtlinie zum Ausdruck gebracht wird. Dies ist auch in 
allen öffentlichkeitswirksamen Aktionen der Maßnah-
men der Zuwendungsempfänger zum Ausdruck zu brin-
gen. Detaillierte Angaben zu den Vorgaben sowie Ar-
beitshilfen und Unterstützungsangebote sind im „Merkblatt 
Information und Kommunikation für ESF-geförderte 
Vorhaben“ auf der Website www.esf.brandenburg.de ver-
öffentlicht. Das Merkblatt ist für die Zuwendungsemp-
fänger verbindlich.

III.4	 Liste der Vorhaben

	 Gemäß Artikel 115 Absatz 2 der Verordnung (EU) 
Nr. 1303/2013 ist eine Liste der Vorhaben zu führen. Die 
Begünstigten der ESF-Förderung erklären sich bei An-
nahme der Finanzierung damit einverstanden, dass sie in 
die zu veröffentlichende Liste der Vorhaben aufgenom-
men werden.

	 Es werden folgende Daten aller Vorhaben veröffentlicht:

a)	 Name des Begünstigten (Nennung ausschließlich 
von juristischen Personen und nicht von natürlichen 
Personen) 

b)	 Bezeichnung des Vorhabens
c)	 Zusammenfassung des Vorhabens
d)	 Datum des Beginns des Vorhabens
e)	 Datum des Endes des Vorhabens (voraussichtliches 

Datum des Abschlusses der konkreten Arbeiten oder 
der vollständigen Durchführung des Vorhabens)

f)	 Gesamtbetrag der förderfähigen Ausgaben des Vor-
habens

g)	 Kofinanzierungssatz der Europäischen Union pro 
Prioritätsachse des Operationellen Programms für 
den ESF im Land Brandenburg

h)	 Postleitzahl des Vorhabens oder andere angemessene 
Standortindikatoren

i)	 Land
j)	 Bezeichnung der Interventionskategorie für das Vor-

haben gemäß Artikel 96 Absatz 2 Unterabsatz 1 Buch-
stabe b Ziffer vi der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013.

III.5	 Zur Antragsbearbeitung, zur fortlaufenden Beurteilung 
der Entwicklung der Förderung, zur begleitenden und ab-
schließenden Erfolgskontrolle sowie zur Begleitung, Be-
wertung, Finanzverwaltung und Überprüfung/Prüfung 
der Förderung gemäß bestehender und vorbehaltlich noch 
zu erlassender EU-Bestimmungen für den Strukturfonds-
förderzeitraum 2014 - 2020 erfasst und speichert die In-
vestitionsbank des Landes Brandenburg (ILB) statisti-
sche Daten, einschließlich Angaben zu den einzelnen 
Teilnehmenden, in elektronischer Form. Das betrifft ins-
besondere Informationen zum Antragsteller/Zuwendungs-
empfänger, den beantragten/geförderten Maßnahmen so-
wie den geförderten Betrieb und Personen (Teilnehmende).

	 Mit seinem Antrag erklärt sich der Antragstellende damit 
einverstanden, die notwendigen Daten für die Projekt- 
begleitung, Projektbewertung/Evaluierung, Projektfinanz-
verwaltung und Überprüfung/Prüfung zu erheben, zu 
speichern und an die beauftragten Stellen weiterzuleiten. 
Die Erfüllung der Berichtspflichten und Erhebung und 
Verarbeitung der Daten ist wesentliche Fördervorausset-
zung und notwendig für den Abruf von Fördermitteln des 
Landes Brandenburg bei der Europäischen Kommission 
und deren Auszahlung an die Fördermittelempfänger.

	 Die Zuwendungsempfänger sind verpflichtet, die in An-
hang I der Verordnung (EU) Nr. 1304/2013 genannten 
sowie weitere programmrelevante Daten zu erheben und 
dem Zuwendungsgeber zu vorgegebenen Zeitpunkten zu 
übermitteln. Dazu erheben die Zuwendungsempfänger 
die Daten bei den am Projekt Teilnehmenden und am Pro-
jekt beteiligten Partnern. Bei der Erhebung und Verarbei-
tung personenbezogener Daten müssen die datenschutz-
rechtlichen Bestimmungen beachtet werden. Insbesondere 
die am Projekt Teilnehmenden werden durch den Zuwen-
dungsempfänger über die Notwendigkeit, die Rechtmä-
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ßigkeit und den Umfang der Datenerhebung und -verar-
beitung informiert und dieser holt die entsprechenden 
Einverständnisse ein. Die Daten bilden die Grundlage für 
die Erfüllung der Berichtspflichten der ESF-Verwaltungs-
behörde gegenüber der Europäischen Kommission.

	 Auf dieser Grundlage sind entsprechend Zuwendungs- 
bescheid bei Eintritt und Austritt der Teilnehmenden in 
die/aus der Maßnahme die erforderlichen personenbezo-
genen Daten zu erheben und über das Webportal an die 
ILB zu übermitteln. Auf gleichem Wege sind zum Maß-
nahmebeginn sowie zum 31. Dezember jedes Jahres be-
ziehungsweise zum Maßnahmeende ergänzende projekt-
bezogene Angaben zu übermitteln. Insbesondere müssen 
die Zuwendungsempfänger die erforderlichen Projektda-
ten zur finanziellen und materiellen Steuerung in das bei 
der ILB eingerichtete IT-System regelmäßig eintragen. 
Die Zuwendungsempfänger sind zudem verpflichtet, mit 
den für das Monitoring, die fachliche Begleitung und die 
Evaluierung der Förderungen beauftragten Stellen zu-
sammenzuarbeiten. Weitere Hinweise zu den Pflichten 
der Zuwendungsempfänger hinsichtlich Monitoring und 
Evaluation der Förderung stellt die ILB im Webportal zur 
Verfügung.

	 Fehlende Daten können für den Zuwendungsempfänger 
Zahlungsaussetzungen bis hin zur Aufhebung der Bewil-
ligung zur Folge haben.

III.6	 Es sind die Fördergrundsätze für den ESF im Land Bran-
denburg in der Förderperiode 2014 - 2020 zu beachten.

IV.	 Verfahren

1	 Antragsverfahren

	 Für die einzelnen Förderelemente gelten folgen-
de Verfahren zur Antragstellung:

1.1	 Allgemeine Verbundausbildung

	 Eine Antragstellung für die Module II.1.2 Buch-
stabe a und b kann ab dem 1. Januar 2019 laufend 
erfolgen. Anträge auf Förderung einschließlich 
der erforderlichen Anlagen sind jedoch mindes-
tens vier Wochen vor Maßnahmebeginn über  
das Internetportal der Bewilligungsbehörde ILB 
zu stellen (siehe Online-Antragsverfahren unter 
www.ilb.de).

	 Die Antragstellung im Modul „Verbundausbil-
dung“ nach Nummer II.1.2 Buchstabe a ist  
für den gesamten Ausbildungszeitraum (bis zu 
3,5 Jahre) möglich.

	 Im Modul „Zusatzqualifikationen/Schlüsselkom-
petenzen, Prüfungsvorbereitung“ nach Num-
mer  II.1.2 Buchstabe b ist eine Antragstellung 
auch für unterschiedliche Maßnahmen und Zeit-
räume innerhalb eines Ausbildungsjahres mög-
lich. Bei Antragstellung ist die geplante Anzahl 
der teilnehmenden Auszubildenden, differenziert 

nach den Fördergegenständen Zusatzqualifikati-
onen/Schlüsselkompetenzen und Prüfungsvorbe-
reitung anzugeben. Zudem sind Angaben zu den 
geplanten Zusatzqualifikationen beziehungswei-
se fachspezifischen Lehrgängen zur Prüfungsvor-
bereitung mit Bestätigung nach Nummer  II.1.2 
Buchstabe b der zuständigen Stelle nach BBiG 
erforderlich.

	 Sammelanträge, die verschiedene Ausbildungs-
maßnahmen nach Nummer II.1.2 Buchstabe a 
und b innerhalb eines Ausbildungsjahres beinhal-
ten, sind möglich.

	 Anträge auf Förderung für das Modul „Service-
stellen Verbundausbildung“ nach Nummer II.1.2 
Buchstabe c einschließlich des erforderlichen 
Konzepts (Anforderungen an das Konzept ent-
sprechend Anlage zur Richtlinie) sind zu einem 
bestimmten Stichtag über das Internetportal der 
Bewilligungsbehörde ILB zu stellen (siehe On-
line-Antragsverfahren unter www.ilb.de). Hier 
wird auch der jeweilige Stichtag für die Einrei-
chung der Anträge bekannt gegeben.

1.2	 Überbetriebliche Lehrlingsunterweisung

	 Die Antragstellung erfolgt in Form eines Sam-
melantrages je Handwerkskammer für ein Ka-
lenderjahr. Die Anträge sind bis zum 1. Novem-
ber des Vorjahres bei der Bewilligungsbehörde 
ILB zu stellen (siehe Online-Antragsverfahren 
unter www.ilb.de).

1.3	 Ausbildungsförderung in der Landwirtschaft

	 Anträge können ab dem 1. Januar 2019 gestellt 
werden.

	 Anträge nach Nummer II.3.2 Buchstabe a sind 
mindestens vier Wochen vor Maßnahmebeginn 
über das Internetportal der Bewilligungsbehörde 
ILB zu stellen (siehe Online-Antragsverfahren 
unter www.ilb.de). Die ILB übermittelt den An-
trag an die zuständige Stelle für berufliche Bil-
dung im Bereich Landwirtschaft (LELF, Referat 
Berufliche Bildung) zur Bestätigung, dass die 
Anzahl der Lehrgänge und der Auszubildenden 
plausibel sind.

	 Anträge nach Nummer II.3.2 Buchstabe b ein-
schließlich des Konzepts sind mindestens sechs 
Wochen vor Maßnahmebeginn über das Internet-
portal der Bewilligungsbehörde ILB zu stellen 
(siehe Online-Antragsverfahren unter www.ilb.
de).

1.4	 Gutes Lernen im Betrieb

	 Die Antragstellung durch die Industrie- und Han-
delskammern und die Handwerkskammern so-
wie die kammereigenen Einrichtungen oder Bil-
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dungsträger erfolgt jeweils für ein Ausbildungs- 
jahr über das Internetportal der Bewilligungs- 
behörde ILB (siehe Online-Antragsverfahren un-
ter www.ilb.de). Die Anträge einschließlich des 
erforderlichen Konzepts (Anforderungen an das 
Konzept entsprechend Anlage zur Richtlinie) 
müssen bis zum 30. Juni bei der Bewilligungs- 
behörde vorliegen. Es ist nur ein Antrag pro 
Kammerbezirk der Industrie- und Handelskam-
mern beziehungsweise Handwerkskammern für 
den jeweiligen Förderzeitraum zulässig. Dieser 
muss alle Maßnahmen in dem Ausbildungsjahr 
bündeln.

2	 Bewilligungsverfahren

	 Die Bewilligungsbehörde ILB entscheidet nach 
pflichtgemäßem Ermessen auf Grundlage der 
eingereichten Antragsunterlagen und bei den 
Förderungen nach

-	 Nummer II.1.2 Buchstabe c unter Berücksich-
tigung eines fachlichen Votums des MASGF

-	 Nummer II.3.2 Buchstabe a unter Einbezie-
hung des LELF (Zuständige Stelle für Beruf-
liche Bildung) sowie Buchstabe b unter Be-
rücksichtigung eines fachlichen Votums des 
MLUL und 

-	 Nummer II.4 unter Berücksichtigung eines 
fachlichen Votums der Wirtschaftsförderung 
Land Brandenburg GmbH (WFBB)

	 über die Gewährung der Förderung.

3	 Mittelanforderungs- und Auszahlungsverfahren

	 Die Auszahlung der Zuwendung erfolgt nach 
Mittelanforderung gemäß Nummer 1.4 der All-
gemeinen Nebenbestimmungen für Zuwendungen 
für aus den EU-Fonds (EFRE, ELER, EMFF und 
ESF) finanzierte Vorhaben in der Förderperiode 
2014 bis 2020 (ANBest-EU) im Erstattungsprin-
zip auf der Grundlage bereits getätigter Ausga-
ben.

	 Bei Förderungen nach Nummer II.2 und nach 
Nummer II.3.2 Buchstabe a wird das Erstat-
tungsprinzip als gewährleistet angesehen, wenn:

-	 die Ausgaben beim jeweiligen Veranstalter 
des überbetrieblichen Lehrgangs tatsächlich 
angefallen sind und diese 

-	 durch den Zuwendungsempfänger und die 
ILB geprüft und als zuwendungsfähig aner-
kannt wurden.

	 Eine Auszahlung des Zuwendungsempfängers 
nach dieser Richtlinie an den jeweiligen Veran-
stalter des überbetrieblichen Lehrgangs selbst 
muss noch nicht erfolgt sein.

	 Bei Förderungen nach Nummer II.4 können bei 
jeder Mittelanforderung die Ausgaben für die 
durchgeführten Workshops geltend gemacht 
werden, soweit mit diesen und den bereits abge-
rechneten Workshops die durchschnittlich zu er-
reichenden Teilnehmerzahlen je Workshopart 
entsprechend den Nummern II.4.4.1 und II.4.4.2 
nicht unterschritten werden. Für jeden abzurech-
nenden Workshop ist der Bewilligungsstelle auf 
Verlangen die Tagesordnung, eine kurze inhaltli-
che Zusammenfassung, eine Liste mit Namen 
und Unterschriften der teilnehmenden Auszubil-
denden oder Ausbildenden und der Dozenten/
Dozentinnen beziehungsweise der Referenten/
Referentinnen sowie des Zuwendungsempfän-
gers unter Angabe von Durchführungsdatum und 
Zeitdauer zu übermitteln.

	 Die Anforderung der Mittel erfolgt online über 
das Internetportal der ILB. Das dort bereitgestell-
te Formular „Mittelanforderung" ist zu verwen-
den.

4	 Verwendungsnachweisverfahren

	 Es ist ein Verwendungsnachweis nach Nummer 6 
ANBest-EU einzureichen. Die Einreichung er-
folgt online über das Internetportal der ILB.

	 Bei Weiterleitungen nach Nummer II.2.3.3 kann 
für Splitterberufe5 der Nachweis der Verwendung 
abweichend zu Nummer 6 ANBest-EU durch 
Rechnungslegung des Letztempfängers gegen-
über dem Erstempfänger erfolgen. Die Anforde-
rungen an die Rechnungslegung werden mit dem 
Zuwendungsbescheid bekannt gegeben.

	 Mit dem Verwendungsnachweis sind vom Zu-
wendungsempfänger unaufgefordert zur Erfolgs-
kontrolle folgende Unterlagen einzureichen:

4.1 	 Allgemeine Verbundausbildung

	 Für eine Förderung nach Nummer II.1.2 Buch-
stabe a und b ist von den Zuwendungsempfän-
gern eine Kopie der Nachweise über die geleiste-
ten Ausbildungstage im Verbund und/oder über 
die geleisteten Tage der Zusatzqualifizierung be-
ziehungsweise der Prüfungsvorbereitung vorzu-
legen.

5	 Splitterberufe sind Berufe mit einer geringen Anzahl an Auszubildenden. 
Eine Liste der Splitterberufe ist der „Rahmenvereinbarung über die Bildung 
länderübergreifender Fachklassen für Schüler in anerkannten Ausbildungs-
berufen mit geringer Zahl Auszubildender“ (Beschluss der Kultusminis-
terkonferenz vom 26. Januar 1984 in der Fassung vom 1. Oktober 2010, 
Beschlusssammlung der KMK, Beschluss-Nr. 328) in der jeweils gültigen 
Fortschreibung zu entnehmen.
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	 Für den Nachweis der Verwendung sind beizu-
bringen:

-	 eine Teilnehmerliste mit Namen und Unter-
schrift des/der Auszubildenden sowie Stem-
pel und Unterschrift der Verbundpartner über 
die geleisteten Verbundtage und/oder über 
die geleisteten Tage der Zusatzqualifikatio-
nen/Schlüsselkompetenzen und Prüfungs-
vorbereitung.

-	 der von den Verbundpartnern unterschriebe-
ne Kooperationsvertrag über die Verbund-
ausbildung und/oder über die Zusatzqualifi-
kation beziehungsweise die Prüfungsvorbe- 
reitung, wenn dieser nicht bereits bei der Be-
willigungsbehörde vorliegt.

	 Eine Anwesenheitsliste pro Tag und Teilnehmer/
Teilnehmerin mit Unterschrift des Teilnehmen-
den muss beim Zuwendungsempfänger zur Ein-
sicht vorliegen. 

	 Für Verbundmaßnahmen, die in Form von  
E-Learning durchgeführt werden, sind die aufge-
führten Nachweise (Teilnehmerlisten, Verträge) 
analog zu den klassischen Formen der Ver-
bundausbildung zu erbringen.

4.2	 Überbetriebliche Lehrlingsunterweisung im Hand-
werk

	 Durch die Kammern sind pro Haushaltsjahr bei 
5  Prozent der Letztempfänger Vor-Ort-Prüfun-
gen durchzuführen und der Bewilligungsbehörde 
auf Aufforderung nachzuweisen.

	 Für den Nachweis der Verwendung ist eine von 
der Bewilligungsbehörde vorgegebene Liste, in 
der alle durchgeführten überbetrieblichen Lehr-
gänge getrennt nach Veranstalter aufgeführt wer-
den, fortlaufend zu führen und einzureichen. Die 
Listen müssen auch die Zahl der zu fördernden 
Auszubildenden und Wochen aufführen. Der  
Zuwendungsempfänger bestätigt überdies, dass  
die geförderten Auszubildenden an mindestens 
80 Prozent der vorgeschriebenen Lehrgangsstun-
den teilgenommen haben sowie gegebenenfalls 
im Internat untergebracht waren.

	 Es sind folgende Unterlagen vorzuhalten:

-	 Bescheinigungen des Veranstalters und der 
zuständigen Handwerkskammer zur tatsäch-
lichen Durchführung jedes überbetrieblichen 
Unterweisungslehrgangs,

-	 eine Teilnehmerliste, in der sowohl der Aus-
zubildende als auch der Unterweisende per 
Unterschrift die Teilnahme des Auszubilden-
den an mindestens 80 Prozent der vorge-
schriebenen Lehrgangsstunden sowie die Un- 
terkunft bestätigt. Den Bestätigungen müs-

sen täglich geführte Anwesenheitslisten mit 
Unterschrift der Auszubildenden zugrunde 
liegen.

4.3	 Überbetriebliche Ausbildung in der Landwirt-
schaft (Nummer II.3.2 Buchstabe a)

	 Für den Nachweis der Verwendung ist eine von 
der Bewilligungsbehörde vorgegebene Liste, in 
der alle durchgeführten überbetrieblichen Aus-
bildungslehrgänge getrennt nach den Stätten der 
überbetrieblichen Ausbildung aufgeführt wer-
den, fortlaufend zu führen und einzureichen. Die 
Listen müssen auch die Zahl der zu fördernden 
Auszubildenden und Wochen aufführen. Der Zu-
wendungsempfänger bestätigt überdies, dass die 
zu fördernden Auszubildenden an mindestens 
80 Prozent der vorgeschriebenen Lehrgangsstun-
den teilgenommen haben sowie gegebenenfalls 
im Internat untergebracht waren.

	 Es sind folgende Unterlagen vorzuhalten:

-	 Bescheinigungen der Stätte der überbetrieb-
lichen Ausbildung zur tatsächlichen Durch-
führung jedes überbetrieblichen Unterwei-
sungslehrgangs,

-	 eine Teilnehmerliste, in der sowohl der Aus-
zubildende als auch der Unterweisende per 
Unterschrift die Teilnahme des Auszubilden-
den an mindestens 80 Prozent der vorge-
schriebenen Lehrgangsstunden sowie die Un- 
terkunft bestätigt. Den Bestätigungen müs-
sen täglich geführte Anwesenheitslisten mit 
Unterschrift der Auszubildenden zugrunde 
liegen.

4.4	 Ausbildungsnetzwerke in der Landwirtschaft 
(Nummer II.3.2 Buchstabe b)

	 Für den Nachweis der Verwendung ist ein Sach-
bericht über die Netzwerkaktivitäten einschließ-
lich der unterschriebenen Teilnehmerlisten von 
gemeinsamen Unterweisungen und Exkursionen 
einzureichen. 

4.5	 Gutes Lernen im Betrieb

	 Für den Nachweis der Verwendung ist eine Liste, 
in der alle durchgeführten Workshops getrennt 
nach Veranstalter aufgeführt werden, fortlaufend 
zu führen und einzureichen. Neben der Bezeich-
nung des Workshops sind Veranstaltungsort, Ter-
min und zeitlicher Umfang der Veranstaltung 
anzugeben.

	 Die Umsetzung des Förderelements ist per Sach-
bericht entsprechend den nach Nummer II.4.2 
definierten Aufgaben darzustellen. Dabei sind 
sowohl die jeweils erzielten Ergebnisse als auch 
Umsetzungserfahrungen wiederzugeben.
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5	 Zu beachtende Vorschriften

	 Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrech-
nung der Zuwendung sowie für den Nachweis 
und die Prüfung der Verwendung und die gege-
benenfalls erforderliche Aufhebung des Zuwen-
dungsbescheides und die Rückforderung der ge-
währten Zuwendung gelten die VV zu § 44 LHO 
und die ANBest-EU, soweit nicht in dieser Richt-
linie beziehungsweise im Zuwendungsbescheid 
Abweichungen zugelassen worden sind.

	 Über die Landeshaushaltsordnung hinaus gelten 
die Regelungen der EU für den Strukturfondsför-
derzeitraum 2014 - 2020 (EU-Verordnungen, die 
dazugehörenden delegierten Rechtsakte und 
Durchführungsbestimmungen) in der zum Zeit-
punkt der Entscheidung jeweils geltenden Fas-
sung. Daraus ergeben sich Besonderheiten, ins-
besondere hinsichtlich der Auszahlung, des Ab- 
rechnungsverfahrens, der Aufbewahrungsfristen 
und der Prüfrechte, die im Zuwendungsbescheid 
den Zuwendungsempfängern im Einzelnen mit-
geteilt werden.

	 Die Bewilligungsbehörde ist berechtigt, Bücher, 
Belege und sonstige Geschäftsunterlagen anzu-
fordern sowie die Verwendung der Zuwendung 
durch örtliche Erhebungen zu prüfen oder durch 
Beauftragte prüfen zu lassen. Der Zuwendungs-
empfänger hat die erforderlichen Unterlagen be-
reitzuhalten und die notwendigen Auskünfte zu 
erteilen.

	 Der Landesrechnungshof ist gemäß § 88 Ab-
satz 1 und § 91 LHO zur Prüfung berechtigt. Des 
Weiteren sind der Europäische Rechnungshof, 
die Europäische Kommission, die für den ESF in 
Brandenburg zuständige Verwaltungs-, Beschei-
nigungs- und Prüfbehörde sowie deren beauf-
tragte Dritte berechtigt, bei dem Zuwendungs-
empfänger beziehungsweise wenn Mittel an 
Dritte weitergeleitet wurden auch bei diesen zu 
prüfen. Die Zuwendungsempfänger sind ver-
pflichtet, diesen Stellen im Rahmen der Überprü-
fung Einblick in die Geschäftsunterlagen und 
Zugang zu den Geschäftsräumen zu gewähren 
und alle in Zusammenhang mit der Verwendung 
der Zuwendung stehenden Auskünfte zu erteilen.

6	 Subventionserhebliche Tatsachen

	 Gemäß dem Brandenburgischen Subventions- 
gesetz vom 11. November 1996 (GVBl. I S. 306) 
gelten für Leistungen nach Landesrecht, die Sub-
ventionen im Sinne des § 264 des Strafgesetzbu-
ches (StGB) sind, die §§ 2 bis 6 des Gesetzes 
gegen missbräuchliche Inanspruchnahme von Sub-
ventionen vom 29. Juli 1976 (BGBl. I S. 2034, 
2037).

	 Die Bewilligungsbehörde hat gegenüber den An-
tragstellern in geeigneter Weise deutlich zu ma-
chen, dass es sich bei den Zuwendungen in der 
gewerblichen Wirtschaft um Subventionen im 
Sinne von § 264 StGB handelt. Die subventions-
erheblichen Tatsachen im Sinne des § 264 StGB 
werden dem Zuwendungsempfänger im Rahmen 
des Antrags- und Bewilligungsverfahrens als sub-
ventionserheblich bezeichnet. 

V.	 Geltungsdauer

	 Diese Richtlinie tritt mit Unterzeichnung in Kraft und am 
31. Juli 2022 außer Kraft.

	 Eine Antragstellung nach dieser Richtlinie erfolgt ab den 
unter Nummer IV.1 benannten beziehungsweise zu den 
durch die Bewilligungsbehörde ILB bekannt zu geben-
den Stichtagen. Zu und nach diesen Stichtagen ist eine 
Antragstellung nach der Gemeinsamen Richtlinie des 
Ministeriums für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Frauen 
und Familie und des Ministeriums für Ländliche Ent-
wicklung, Umwelt und Landwirtschaft zur Förderung 
des „Programms zur qualifizierten Ausbildung im Ver-
bundsystem“ (PAV) im Land Brandenburg in der EU-
Förderperiode 2014 - 2020 vom 29. Juli 2015 ausge-
schlossen.

	 Die Gemeinsame Richtlinie des Ministeriums für Arbeit, 
Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie und des Minis-
teriums für Ländliche Entwicklung, Umwelt und Land-
wirtschaft zur Förderung des „Programms zur qualifi-
zierten Ausbildung im Verbundsystem“ (PAV) im Land 
Brandenburg in der EU-Förderperiode 2014 - 2020 vom 
29. Juli 2015 (ABl. S. 812) tritt am 31. Dezember 2018 
außer Kraft.

Anlage zu Nummer IV.1 der Gemeinsamen Richtlinie des 
Ministeriums für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Frauen und 
Familie und des Ministeriums für Ländliche Entwicklung, 
Umwelt und Landwirtschaft zur Förderung des „Pro-
gramms zur qualifizierten Ausbildung im Verbundsys-
tem“ (PAV) im Land Brandenburg in der EU-Förderperio-
de 2014 - 2020

Maßnahmen nach Nummer II.1.2 Buchstabe c „Servicestel-
len Verbundausbildung“

Anforderungen an einzureichende Konzepte, Bewertungskrite-
rien und Gewichtung bei der fachlichen Bewertung

Zur Antragstellung ist ein aussagefähiges Konzept einzurei-
chen, das Angaben zur Zielsetzung, zu zentralen Arbeitsschrit-
ten und zur zeitlichen Dimension (Arbeits- und Zeitplan) ent-
halten muss. Es ist darzustellen, wie der Zuwendungszweck 
erfüllt werden soll. Die geplanten Aktivitäten müssen inhaltlich 
geeignet sein, vom zeitlichen Umfang angemessen und (poten-
zielle) Ausbildungsbetriebe erreichen. Das Konzept soll 15 Sei-
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ten (ohne Anlagen) nicht überschreiten und ist unter Verwen-
dung folgender Gliederung einzureichen: 

1	 Zielsetzung und Branchenbezug der Servicestelle Ver-
bundausbildung

2	 Projektumsetzung/Vorgehensweise zur
2.1	Verbesserung der Inanspruchnahme von Verbundausbildung 
2.2	Veranschaulichung von Ausbildungsplatzangeboten hin-

sichtlich enthaltener Verbundleistungen, guter Ausbildungs-
praxis und betrieblichen Unterstützungsleistungen für Ju-
gendliche

2.3	Darstellung branchenbezogener Beschäftigungsperspektiven 
und Karrieremöglichkeiten für unversorgte Jugendliche 

2.4	Stärkung der Ausbildungskompetenzen von Betrieben zur 
Erschließung benachteiligter Jugendlicher für die Ausbil-
dung 

2.5	Initiierung von Partnerschaften zwischen Ausbildungsbetrie-
ben zur Stärkung der Einmündungs- und Erfolgschancen 
von Jugendlichen

3	 Verankerung der Querschnittsthemen Gleichstellung von 
Männern und Frauen, Chancengleichheit und Nichtdiskri-
minierung, nachhaltige Entwicklung

4	 Arbeits- und Zeitplan

5	 Finanzplan und Wirtschaftlichkeit

6	 Qualitätssicherung und Projektcontrolling

Die Gliederungspunkte dienen als Grundlage für die Bewer-
tung der Förderwürdigkeit (prozentuale Gewichtung in Klam-
mern).

Nummer Kriterium Maximal 
zu vergebende 

Punkte

Gewichtung 
in Prozent

Maximale 
Punktzahl nach 

Gewichtung
1 Zielsetzung und Branchenbezug der Servicestelle Verbund- 

ausbildung
30 10 3

2.1 Verbesserung der Inanspruchnahme von Verbundausbildung 30 10 3
2.2 Veranschaulichung von Ausbildungsplatzangeboten 30 15 4,5
2.3 Darstellung branchenbezogener Beschäftigungsperspektiven 30 5 1,5
2.4 Stärkung der Ausbildungskompetenzen 30 15 4,5
2.5 Initiierung von Partnerschaften 30 15 4,5
3 Verankerung der Querschnittsthemen 30 5 1,5
4 Arbeits- und Zeitplan 30 10 3
5 Finanzplan und Wirtschaftlichkeit 30 10 3
6 Qualitätssicherung und Projektcontrolling 30 5 1,5
Summe 100 30

Die fachliche Bewertung erfolgt entlang der Gliederung des 
Konzepts. Die Kriterien 1 bis 6 werden einzeln bewertet. Es 
sind maximal 30 Punkte je Kriterium zu vergeben, die wie folgt 
klassifiziert werden:

Sehr gut 		  (30 - 25 Punkte)
Gut 		  (24 - 20 Punkte)
Befriedigend 	 (19 - 15 Punkte)
Ausreichend 	 (14 - 10 Punkte)
Mangelhaft 	 (9 - 5 Punkte)
Ungenügend 	 (unter 5 Punkte)

Die Kriterien gehen entsprechend der ihnen zugemessenen Re-
levanz mit unterschiedlichem Gewicht in die Gesamtbewertung 
ein. Dazu werden die für ein Konzept vergebenen Punkte je 
Kriterium mit dem jeweiligen, in Prozent ausgedrückten Ge-
wicht multipliziert. Ein Konzept kann so mit maximal 30 Punk-
ten bewertet werden.

Für eine Förderung kommen nur Konzepte in Betracht, die 
nach der Gewichtung mindestens 18 Punkte (60 Prozent der 
möglichen Punkte) erreichen und bei denen die Kriterien 2.1 
bis 2.5 mindestens mit „befriedigend“ (mindestens 15 bis 
19 Punkte) bewertet wurden.

Maßnahmen nach Nummer II.4 „Gutes Lernen im Betrieb“

Zur Antragstellung ist ein aussagefähiges Konzept einzurei-
chen, das Angaben zur Zielsetzung, zu zentralen Arbeitsschrit-
ten und zur zeitlichen Dimension (Arbeits- und Zeitplan) ent-
halten muss. Es ist darzustellen, wie der Zuwendungszweck 
erfüllt werden soll. Das Konzept soll 15 Seiten (ohne Anlagen) 
nicht überschreiten und ist unter Verwendung folgender Gliede-
rung einzureichen:

1	 Konzeption des Projektes zur Verbesserung der Lernbedin-
gungen im Ausbildungsbetrieb entsprechend der Zielset-
zung der Richtlinie

2	 Konzeption der Workshops für das betriebliche Ausbildungs-
personal

3	 Konzeption der Workshops für Auszubildende

4	 Regionale Umsetzung der Workshops hinsichtlich Räum-
lichkeiten und Erreichbarkeit

5	 Verankerung der Querschnittsthemen Gleichstellung von 
Männern und Frauen, Chancengleichheit und Nichtdiskri-
minierung, nachhaltige Entwicklung
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Nummer Kriterium Maximal 
zu vergebende 

Punkte

Gewichtung 
in Prozent

Maximale 
Punktzahl nach 

Gewichtung
1 Konzeption des Projektes 30 30 9
2 Konzeption der Workshops für das betriebliche Ausbil-

dungspersonal
30 20 6

3 Konzeption der Workshops für Auszubildende 30 20 6
4 Regionale Umsetzung der Workshops 30 10 3
5 Verankerung der Querschnittsthemen 30 5 1,5
6 Arbeits- und Zeitplan 30 5 1,5
7 Finanzplan und Wirtschaftlichkeit 30 5 1,5
8 Qualitätssicherung/Projektcontrolling 30 5 1,5
Summe 100 30

Die fachliche Bewertung erfolgt entlang der Gliederung des 
Konzepts. Die Kriterien 1 bis 8 werden einzeln bewertet. Es 
sind maximal 30 Punkte je Kriterium zu vergeben, die wie folgt 
klassifiziert werden:

Sehr gut 		  (30 - 25 Punkte)
Gut 		  (24 - 20 Punkte)
Befriedigend 	 (19 - 15 Punkte)
Ausreichend 	 (14 - 10 Punkte)
Mangelhaft 	 (9 - 5 Punkte)
Ungenügend 	 (unter 5 Punkte)

Die Kriterien gehen entsprechend der ihnen zugemessenen Re-
levanz mit unterschiedlichem Gewicht in die Gesamtbewertung 
ein. Dazu werden die für ein Konzept vergebenen Punkte je 
Kriterium mit dem jeweiligen, in Prozent ausgedrückten Ge-
wicht multipliziert. Ein Konzept kann so mit maximal 30 Punk-
ten bewertet werden.

Für eine Förderung kommen nur Konzepte in Betracht, die 
nach der Gewichtung mindestens 18 Punkte (60 Prozent der 
möglichen Punkte) erreichen und bei denen die Kriterien 2 bis 
3 mindestens mit „befriedigend“ (mindestens 15 bis 19 Punkte) 
bewertet wurden.

Grundsatzbeschluss Nr. 41 
des Landespersonalausschusses

Vom 2. Juli 2018

Der Landespersonalausschuss hat in seiner Sitzung am 2. Juli 
2018 nachstehenden Grundsatzbeschluss gefasst:

Auf Grund von § 125 Absatz 1 in Verbindung mit § 16 des Lan-
desbeamtengesetzes (LBG) vom 3. April 2009 (GVBl. I S. 26), 

das zuletzt durch Gesetz vom 29. Juni 2018 (GVBl. I Nr. 17) 
geändert worden ist, und § 1 Absatz 2 der Feuerwehrlaufbahn-
verordnung (FeuLV) vom 24. Oktober 2011 (GVBl. II Nr. 68), 
die durch Verordnung vom 12. Dezember 2016 (GVBl. II Nr. 74) 
geändert worden ist, in Verbindung mit § 51 der Laufbahnver-
ordnung (LVO) vom 16. September 2009 (GVBl. II S. 622), die 
durch Artikel 2 der Verordnung vom 2. Februar 2016 (GVBl. II 
Nr. 4) geändert worden ist, wird für Beschäftigte der Gemein-
den und Gemeindeverbände sowie für Beschäftigte der Landes-
schule und Technischen Einrichtung für Brand- und Katastro-
phenschutz festgestellt:

I. 	 Bewerberinnen und Bewerber für die Laufbahn des mittle-
ren feuerwehrtechnischen Dienstes, die außerhalb eines  
Beamtenverhältnisses auf Widerruf die Ausbildung gemäß 
§ 11 Absatz 1 Satz 1 in Verbindung mit § 12 Absatz 3 Satz 1 
und 2 und § 13 Absatz 4 Satz 1 der Ausbildungs- und  
Prüfungsordnung mittlerer feuerwehrtechnischer Dienst 
(APOmD-Feu) erfolgreich absolviert haben, besitzen die 
Befähigung für diese Laufbahn, wenn sie

1.	 im Zeitpunkt des Beginns der Ausbildung die Voraus-
setzungen für die Einstellung in den Vorbereitungs-
dienst gemäß § 3 Absatz 1 FeuLV erfüllt,

2.	 nach Beendigung der Ausbildung eine hauptberufliche 
Tätigkeit von mindestens zwölf Monaten im feuer-
wehrtechnischen Dienst abgeleistet und 

3.	 die Ausbildung zum Rettungssanitäter gemäß § 5 Ab-
satz 1 Satz 3 FeuLV erfolgreich abgeschlossen haben.

II. 	 Bewerberinnen und Bewerber für die Laufbahn des geho-
benen feuerwehrtechnischen Dienstes, die außerhalb eines 
Beamtenverhältnisses auf Widerruf die Ausbildung gemäß 
§ 9 Absatz 1 der Ausbildungs- und Prüfungsordnung geho-
bener feuerwehrtechnischer Dienst (APOgD-Feu) erfolg-
reich absolviert haben, besitzen die Befähigung für diese 
Laufbahn, wenn sie

6	 Arbeits- und Zeitplan

7	 Finanzplan

8	 Projektcontrolling
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1.	 im Zeitpunkt des Beginns der Ausbildung die Voraus-
setzungen für die Einstellung in den Vorbereitungs-
dienst gemäß § 6 Absatz 1 FeuLV erfüllt und

2.	 nach Beendigung der Ausbildung eine hauptberufliche 
Tätigkeit von mindestens zwölf Monaten im feuer-
wehrtechnischen Dienst abgeleistet haben.

III.	Der Grundsatzbeschluss erfasst jeweils Bewerberinnen und 
Bewerber 

1.	 für die Laufbahn des mittleren feuerwehrtechnischen 
Dienstes, die in der Zeit vom 1. Juli 2003 bis zum  
31. März 2020 die Voraussetzungen nach Abschnitt I, 
und

2.	 für die Laufbahn des gehobenen feuerwehrtechnischen 
Dienstes, die in der Zeit vom 1. Juli 2003 bis zum  
31. Dezember 2018 die Voraussetzungen nach Ab-
schnitt II erfüllen.

IV.	 Die Anwendung dieses Grundsatzbeschlusses ist aktenkun-
dig zu machen.

Feststellung des Unterbleibens 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP)

für das Vorhaben 
Änderung eines Blockheizkraftwerkes Biogasanlage 

in 15890 Eisenhüttenstadt

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt
Vom 24. Juli 2018

Der Trink- und Abwasserzweckverband Oderaue, Am Kanal 5 
in 15890 Eisenhüttenstadt beantragt die Genehmigung nach 
§ 16 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) für die 
Änderung des Blockheizkraftwerkes (BHKW), auf dem Grund-
stück Oderlandstraße 108 in 15890 Eisenhüttenstadt, in der Ge-
markung Eisenhüttenstadt, Flur 28, Flurstück 18 (Az.: G04818).

Es handelt sich dabei um eine Anlage der Nummer 1.2.2.1 V 
des Anhangs 1 der Verordnung über genehmigungsbedürftige 
Anlagen (4. BImSchV). Das Vorhaben umfasst die Erweiterung 
des BHKW um zwei BHKW-Module mit einer Feuerungswär-
meleistung (FWL) von jeweils 2,6 MW. Das BHKW wird zu-
künftig mit 5 Modulen und einer FWL von insgesamt 13 MW 
auf dem Betriebsgelände einer Industriekläranlage betrieben.
Die Erweiterung des BHKW ist als Vorhaben nach Num- 
mer 1.2.2.1 Spalte 2 der Anlage 1 des Gesetzes über die  
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) zu behandeln.

Nach § 9 Absatz 2 Nummer 2 UVPG war für das beantragte 
Vorhaben eine standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalles 
durchzuführen. Die Prüfung erfolgte nach Beginn des Geneh-
migungsverfahrens auf der Grundlage der vom Vorhabensträ-
ger vorgelegten Unterlagen sowie eigener Informationen.

Im Ergebnis dieser Vorprüfung wurde festgestellt, dass für 
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Es kann davon ausgegangen werden, dass durch das Vorhaben 
erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen nicht hervorgeru-
fen werden. Mit erheblichen Beeinträchtigungen der Schutz-
güter Mensch einschließlich menschlicher Gesundheit, Fläche, 
Boden, Wasser, Tiere, Pflanzen, biologische Vielfalt und Land-
schaftsbild ist unter Berücksichtigung der vom Antragsteller 
vorgesehenen Vorkehrungen nicht zu rechnen.

Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar. 

Die geänderte Anlage soll 2020 in Betrieb genommen werden.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn-
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I 
S.  1274), zuletzt geändert durch Artikel  3 des Gesetzes vom 
18. Juli 2017 (BGBl. I S. 2771)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige  
Anlagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 31. Mai 2017 (BGBl. I S. 1440)
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Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I 
S.  94), zuletzt geändert durch Artikel  2 des Gesetzes vom 
8. September 2017 (BGBl. I S. 3370)

Landesamt für Umwelt
Abteilung Technischer Umweltschutz 1

Genehmigungsverfahrensstelle Ost

Feststellung des Unterbleibens 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) für das 
Vorhaben Änderung einer Abfallbehandlungsanlage 

in 17291 Prenzlau

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt
Vom 24. Juli 2018

Die Firma Metallhandel und Containerdienst Ramm GmbH mit 
Sitz in 17291 Prenzlau, Stettiner Straße 79, beantragt die Ge-
nehmigung nach § 16 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(BImSchG), auf dem Grundstück in 17291 Prenzlau in der Ge-
markung Prenzlau, Flur 2, Flurstücke 498 und 393 (Landkreis 
Uckermark) eine Anlage zur Behandlung und Zwischenlage-
rung von gefährlichen und nicht gefährlichen Abfällen zu än-
dern. (Erweiterung der Einsatzstoffe und Betrieb einer Schrott-
schere, Az.: G04618) 

Es handelt sich dabei um eine Anlage der Nummer 8.11.2.4 V 
und 8.12.3.2 V des Anhanges der Verordnung über genehmi-
gungsbedürftige Anlagen (4. BImSchV) sowie um ein Vorha-
ben der Nummer 8.7.1.2 der Anlage 1 des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG).

Nach § 7 UVPG war für das beantragte Vorhaben eine standort-
bezogene Vorprüfung des Einzelfalls durchzuführen.

Die Feststellung erfolgte auf Antrag des Antragstellers und auf 
der Grundlage der vom Vorhabenträger vorgelegten Unterlagen 
sowie eigener Informationen.

Im Ergebnis dieser Vorprüfung wurde festgestellt, dass für 
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Es kann davon ausgegangen werden, dass durch das Vorhaben 
erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen nicht hervorgeru-
fen werden. Mit erheblichen Beeinträchtigungen der Schutz- 
güter Mensch einschließlich menschlicher Gesundheit, Fläche, 
Boden, Wasser, Tiere, Pflanzen, biologische Vielfalt und Land-
schaftsbild ist unter Berücksichtigung der vom Antragsteller 
vorgesehenen Vorkehrungen nicht zu rechnen.

Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar. 

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn- 

liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 
(BGBl. I S. 1274), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 18. Juli 2017 (BGBl. I S. 2771)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31. Mai 2017 (BGBl. I S. 1440)

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I 
S. 94), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
8. September 2017 (BGBl. I S. 3370)

Landesamtes für Umwelt
Abteilung Technischer Umweltschutz I

Genehmigungsverfahrensstelle Ost

Errichtung und Betrieb einer Hähnchenmastanlage 
(Umnutzung Rinderanlage) am Standort 

15328 Golzow

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt
Vom 24. Juli 2018

Die Landwirtschaft Golzow Betriebs GmbH, Karl-Marx-Stra-
ße 4 in 15328 Golzow beantragt 

1.	 die Genehmigung nach § 4 des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (BImSchG) für die Errichtung und den Be-
trieb einer Hähnchenmastanlage auf dem Grundstück in 
15328 Golzow, Genschmarer Straße 25, Gemarkung Gol-
zow, Flur 4, Flurstücke 416 und 417 (neue Bezeichnun-
gen 632, 634) (Az.: G00418),

2.	 die wasserrechtliche Erlaubnis nach § 8 des Wasser-
haushaltsgesetzes (WHG) zur Gewässerbenutzung ge-
mäß § 9 Absatz 1 Nummer 4 WHG für die Einleitung von 
Niederschlagswasser der Dachflächen durch Versickerung 
in das Grundwasser,

3.	 die wasserrechtliche Erlaubnis nach § 8 WHG zur Ge-
wässerbenutzung gemäß § 9 Absatz 1 Nummer 4 WHG 
für die Einleitung von Niederschlagswasser in ein Oberflä-
chengewässer.

Das beantragte Vorhaben umfasst den Umbau einer ehemaligen 
Rinderanlage zu einer Mastgeflügelanlage mit 72.350 Tierplät-
zen durch die Umnutzung/den Umbau vorhandener Ställe be-
ziehungsweise Anlagenteile sowie die Errichtung der erforder-
lichen Nebeneinrichtungen (Futtersilos, Reinigungsabwasser- 
behälter). 

Bei dem Vorhaben handelt es sich um eine Tierhaltungsanlage 
der Nummer 7.1.3.1 GE des Anhangs 1 der Verordnung über 
genehmigungsbedürftige Anlagen (4. BImSchV) und der Num-
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mer 7.3.2 Spalte 2 der Anlage 1 des Gesetzes über die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung (UVPG).

Auslegung

Der Genehmigungsantrag sowie die dazugehörigen Unterlagen 
werden einen Monat vom 1. August 2018 bis einschließlich 
31. August 2018 

-	 im Landesamt für Umwelt, Abteilung Technischer Umwelt-
schutz 1 Genehmigungsverfahrensstelle Ost, Müllroser 
Chaussee 50, Zimmer 103, 15236 Frankfurt (Oder) (Tel. 
0335 560-3182) und 

-	 in der Amtsverwaltung Golzow, Seelower Straße 14, Zim-
mer 14, 15328 Golzow (Tel. 033472 66923) 

ausgelegt und können dort während der Dienststunden von Je-
dermann eingesehen werden:

Einwendungen

Einwendungen gegen das Vorhaben können während der Einwen-
dungsfrist vom 1. August 2018 bis einschließlich 1. Oktober 
2018 schriftlich beim Landesamt für Umwelt, Genehmigungsver-
fahrensstelle Ost, Postfach 60 10 61 in 14410 Potsdam und elek- 
tronisch an die E-Mail-Adresse: T13@lfu.brandenburg.de oder 
beim Amt Golzow, Seelower Straße 14, 15328 Golzow erhoben 
werden. Mit Ablauf der Einwendungsfrist sind alle Einwendun-
gen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen 
Titeln beruhen.

Erörterungstermin

Der Erörterungstermin ist vorgesehen am 6. November 2018 
ab 10 Uhr in der Gaststätte Wagner, Hauptstraße 67 in 
15328 Golzow. 

Soweit gegenüber dem Vorhaben form- und fristgerecht Ein-
wendungen erhoben werden, entscheidet die Genehmigungsbe-
hörde nach Ablauf der Einwendungsfrist nach Ermessen, ob ein 
Erörterungstermin durchgeführt wird. 

Findet aufgrund dieser Entscheidung kein Erörterungstermin 
statt, so wird dies nochmals gesondert öffentlich bekannt ge-
macht. Gehen keine form- und fristgerechten Einwendungen 
ein, entfällt der Erörterungstermin.

Hinweise

Die Einwendungen werden dem Antragsteller sowie den Fach-
behörden, deren Aufgabenbereich berührt wird, bekannt gege-
ben. Auf Verlangen des Einwenders werden dessen Name und 
Anschrift vor der Bekanntgabe unkenntlich gemacht, wenn die-
se zur ordnungsgemäßen Durchführung des Genehmigungsver-
fahrens nicht erforderlich sind. 

Im Erörterungstermin werden die Einwendungen auch bei Aus-
bleiben des Antragstellers oder von Personen, die Einwendun-
gen erhoben haben, erörtert.

UVP-Vorprüfung 

Für das Vorhaben wurde gemäß § 7 Absatz 1 UVPG eine allge-
meine Vorprüfung zum Erfordernis der Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) durchgeführt. Im Er-
gebnis dieser Vorprüfung ist festgestellt worden, dass für das 
beantragte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht. 

Es kann davon ausgegangen werden, dass durch die beantragte 
Anlage erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen nicht her-
vorgerufen werden. Mit erheblichen Beeinträchtigungen der 
Schutzgüter Mensch einschließlich menschlicher Gesundheit, 
Fläche, Boden, Wasser, Tiere, Pflanzen, biologische Vielfalt 
und Landschaftsbild ist nicht zu rechnen. Der Vorhabensstand-
ort ist durch die langjährige Nutzung zur Tierhaltung vorge-
prägt. Die zusätzlichen Eingriffe/Auswirkungen sind auf den 
Anlagenstandort und damit auf einen engen Umkreis begrenzt. 
Für das Vorhaben werden nur geringe Flächen zusätzlich in An-
spruch genommen. Der Eingriff in den Boden wird durch die 
Entsiegelung von Gebäuden kompensiert. Es liegen keine An-
haltspunkte für erhebliche Nachteile durch Immissionen (Gerü-
che, Lärm, Staub, Ammoniak und Stickstoffeinträge) vor. 
Durch die Umnutzung der Rinderanlage verbessert sich die Im-
missionssituation vor Ort. 

Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar. Der Prüf-
vermerk für die Feststellung des Unterbleibens einer UVP kann 
im Rahmen der Auslegung der Antragsunterlagen eingesehen 
werden. 

Rechtsgrundlagen

-	 Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen 
durch Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen 
und ähnliche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - 
BImSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
17. Mai 2013 (BGBl. I S. 1274), zuletzt geändert durch Ar-
tikel 3 des Gesetzes vom 18. Juli 2017 (BGBl. I S. 2771)

-	 Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissi-
onsschutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürf-
tige Anlagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 31. Mai 2017 (BGBl. I S. 1440)

-	 Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immis-
sionsschutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungs-
verfahren - 9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 29. Mai 1992 (BGBl. I S. 1001), zuletzt geändert 
durch Artikel 1 der Verordnung vom 8. Dezember 2017 
(BGBl. I S. 3882)

-	 Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 
(BGBl. I S. 94), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Geset-
zes vom 8. September 2017 (BGBl. I S. 3370) 

Landesamt für Umwelt
Abteilung Technischer Umweltschutz 1

Genehmigungsverfahrensstelle Ost
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Feststellung des Unterbleibens 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) 

für das Vorhaben zur Errichtung und zum Betrieb 
eines Heizkraftwerkes in 16321 Bernau

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt
Vom 24. Juli 2018

Die Stadtwerke Bernau GmbH, Breitscheidstraße 45 in 
16321 Bernau beantragt die Genehmigung nach § 4 des Bun-
des-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) für die Errichtung 
und den Betrieb eines Heizkraftwerkes, auf dem Grundstück 
Angarastraße 10 in 16321 Bernau, in der Gemarkung Bernau, 
Flur 15, Flurstück 966 (Az.: G01918).

Es handelt sich dabei um eine Anlage der Nummer 1.2.3.2 V 
des Anhangs 1 der Verordnung über genehmigungsbedürftige 
Anlagen (4. BImSchV) sowie um ein Vorhaben nach Num-
mer 1.2.3.2 Spalte 2 der Anlage 1 des Gesetzes über die Um-
weltverträglichkeitsprüfung (UVPG).

Nach § 7 Absatz 1 UVPG war für das beantragte Vorhaben eine 
standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalles durchzuführen.

Die Feststellung erfolgte nach Beginn des Genehmigungsver-
fahrens auf der Grundlage der vom Vorhabensträger vorgeleg-
ten Unterlagen sowie eigener Informationen.

Im Ergebnis dieser Vorprüfung wurde festgestellt, dass für 
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Es kann davon ausgegangen werden, dass durch das Vorhaben 
erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen nicht hervorgeru-
fen werden. Mit erheblichen Beeinträchtigungen der Schutz- 
güter Mensch einschließlich menschlicher Gesundheit, Fläche, 
Boden, Wasser, Tiere, Pflanzen, biologische Vielfalt und Land-
schaftsbild ist unter Berücksichtigung der vom Antragsteller 
vorgesehenen Vorkehrungen nicht zu rechnen.

Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar. 

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn- 
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 
(BGBl. I S. 1274), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 18. Juli 2017 (BGBl. I S. 2771)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31. Mai 2017 (BGBl. I S. 1440)

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I 

S. 94), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
8. September 2017 (BGBl. I S. 3370)

Landesamt für Umwelt
Abteilung Technischer Umweltschutz 1

Genehmigungsverfahrensstelle Ost

Feststellung des Unterbleibens 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP)
für das Vorhaben „Errichtung und Betrieb 
einer Photovoltaikanlage“ auf der Deponie

in 15907 Lübben-Ratsvorwerk

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt
Vom 24. Juli 2018

Der Kommunale Abfallentsorgungsverband „Niederlausitz“ 
(KAEV), Frankfurter Straße 45 in 15907 Lübben (Spreewald) 
beantragt die Errichtung und den Betrieb einer Photovoltaik-
anlage auf dem Deponiekörper der Deponie Lübben-Ratsvor-
werk im Landkreis Dahme-Spreewald in der Gemarkung Lüb-
ben (Spreewald), Flur 29, Flurstücke 446, 561, 563, 565.
Dies stellt eine wesentliche Änderung der Deponie Lübben-
Ratsvorwerk nach § 35 Absatz 3 Nummer 2 des Gesetzes zur 
Förderung der Kreislaufwirtschaft und Sicherung der umwelt-
verträglichen Bewirtschaftung von Abfällen (KrWG) dar. 

Nach §§ 5, 7 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprü-
fung (UVPG) in Verbindung mit § 9 Absatz 1 Nummer 2 UVPG 
war für das beantragte Vorhaben eine allgemeine Vorprüfung 
zur Feststellung der UVP-Pflicht durchzuführen.

Die Feststellung erfolgte nach Beginn des Genehmigungs- 
verfahrens auf der Grundlage der vom Vorhabenträger vorge-
legten Unterlagen sowie eigener Informationen.

Im Ergebnis dieser Vorprüfung wurde festgestellt, dass für 
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Das Vorhaben ist auf der Grundlage der Anlage 3 zum UVPG 
nicht mit erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen ver-
bunden. Mit erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen 
der Schutzgüter Mensch einschließlich menschlicher Gesund-
heit, Fläche, Boden, Wasser, Tiere, Pflanzen, biologische Viel-
falt und Landschaftsbild ist unter Berücksichtigung der vorge-
sehenen Vermeidungs-, Verminderungs-, Ausgleichs- und 
Ersatzmaßnahmen nicht zu rechnen.

Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar.

Im Internet finden Sie diese Bekanntmachung auf folgender 
Seite: www.lfu.brandenburg.de/info/t16.
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Rechtsgrundlagen

Gesetz zur Förderung der Kreislaufwirtschaft und Sicherung 
der umweltverträglichen Bewirtschaftung von Abfällen (Kreis-
laufwirtschaftsgesetz - KrWG) vom 24. Februar 2012 (BGBl. I 
S. 212), zuletzt geändert durch Artikel 2 Absatz 9 des Gesetzes 
vom 20. Juli 2017 (BGBl. I S. 2808)

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I 
S.  94), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom  
8. September 2017 (BGBl. I S. 3370)

Landesamt für Umwelt
Abteilung Technischer Umweltschutz 1

Referat T 16 (Abfallwirtschaft)

Feststellung des Unterbleibens 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) 
für das Vorhaben Grundwasserabsenkung 

für die Sanierung der Ferngasleitung (FGL) 107

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt
Vom 24. Juli 2018

Die ONTRAS Gastransport GmbH, Maximilianallee 4 in 
04129  Leipzig beantragt für die Sanierungsarbeiten an der 
FGL 107 im Landkreis Elbe-Elster, Gemeinde Plessa, Flur 18, 
Flurstücke 202, 200, 40 und Flur 19, Flurstück 8 (Maßnah-
me 02) eine wasserrechtliche Erlaubnis nach § 8 WHG.

Nach den §§ 5, 7 ff. des Gesetzes über die Umweltverträglich-
keitsprüfung (UVPG) in Verbindung mit der Nummer 13.3.3 
der Anlage 1 zum UVPG wurde für das beantragte Vorhaben 
eine standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalles durchge-
führt. Die Feststellung erfolgte auf Antrag des Antragstellers 
und auf Grundlage der vom Vorhabensträger vorgelegten Un-
terlagen sowie eigener Informationen.

Im Ergebnis dieser Vorprüfung wurde festgestellt, dass für 
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Diese Feststellung beruht auf den folgenden wesentlichen 
Gründen:

-	 Die Auswirkungen der geplanten Grundwasserabsenkun-
gen sind temporär und lokal begrenzt, so dass von dem Vor-
haben keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkun-
gen ausgehen.

Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar.

Im Internet ist diese Bekanntmachung auf folgender Seite ab-
rufbar: www.lfu.brandenburg.de/info/owb.

Rechtsgrundlagen

Wasserhaushaltsgesetz vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), 
das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18. Juli 2017 
(BGBl. I S. 2771) geändert worden ist

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I S. 94), 
das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 8. September 
2017 (BGBl. I S. 3370) geändert worden ist

Landesamt für Umwelt
Abteilung W1 (Wasserwirtschaft 1)

Referat W11 (Obere Wasserbehörde)

Feststellung des Unterbleibens 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) 

für das Vorhaben „Wiederherstellung der 
Durchgängigkeit und Strukturanreicherung 

des Unter- und Mittellaufs der Dierberger Gräben“

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt
Vom 24. Juli 2018

Der Gewässerunterhaltungsverband „Oberer Rhin/Temnitz“ 
beantragt für das Vorhaben „Wiederherstellung der Durchgän-
gigkeit und Strukturanreicherung des Unter- und Mittellaufs der 
Dierberger Gräben“ im Landkreis Ostprignitz-Ruppin, Stadt 
Rheinsberg, Gemarkungen Banzendorf und Dierberg die Plan-
feststellung/Plangenehmigung nach § 68 des Wasserhaushalts-
gesetzes.

In den Dierberger Gräben sollen im Rahmen der Umsetzung 
der EG-Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) zwei Durchlässe an 
Forstwegen mit vergrößertem Profil und ein Durchlass an der 
Landesstraße L19 als Brücke errichtet werden sowie die Struk-
tur durch Totholzeinbau im Abschnitt km 0+611 - 0+963 ange-
reichert werden.

Nach den §§ 5, 7 ff. des Gesetzes über die Umweltverträglich-
keitsprüfung (UVPG) in Verbindung mit der Nummer 13.18.2 
der Anlage 1 zum UVPG war für das beantragte Vorhaben  
eine allgemeine/standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalles 
durchzuführen.

Im Ergebnis dieser Vorprüfung wurde festgestellt, dass für 
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Diese Feststellung beruht auf den folgenden wesentlichen 
Gründen:

Unter Berücksichtigung der geplanten Vermeidungsmaßnah-
men sowie durch das Vorhaben bedingten positiven Auswirkun-
gen auf die Umwelt verbleiben dauerhaft keine erheblichen 
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negativen Auswirkungen. Es entstehen keine irreversiblen  
Schäden an Natur und Landschaft. Eine Verpflichtung zur 
Durchführung einer UVP lässt sich daraus nicht ableiten.

Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar.

Im Internet ist diese Bekanntmachung auf folgender Seite ab-
rufbar: www.lfu.brandenburg.de/info/owb.

Rechtsgrundlagen

Wasserhaushaltsgesetz vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), 
das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18. Juli 2017 
(BGBl. I S. 2771) geändert worden ist

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I S. 94), 
das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 8. September 
2017 (BGBl. I S. 3370) geändert worden ist

Landesamt für Umwelt
Abteilung W1 (Wasserwirtschaft 1)

Referat W11 (Obere Wasserbehörde)
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Amt für Statistik Berlin-Brandenburg

Jahresabschluss für das Geschäftsjahr 
vom 1. Januar 2017 bis 31. Dezember 2017

Amt für Statistik Berlin-Brandenburg Anstalt des öffentlichen Rechts, Potsdam
Bilanz zum 31. Dezember 2017

A K T I V S E I T E
 	 31.12.2017	 Vorjahr
	 EUR	 EUR	 EUR

A.	 ANLAGEVERMÖGEN

I.	 Immaterielle Vermögensgegenstände
		  	

	 Entgeltlich erworbene Konzessionen, gewerbliche  
Schutzrechte und ähnliche Rechte und Werte sowie  
Lizenzen an solchen Rechten und Werten	 214.128,00		  105.541,00

II.	 Sachanlagen		  	

1.	 Grundstücke, grundstücksgleiche Rechte und Bauten  
einschließlich der Bauten auf fremden Grundstücken	 186.176,00		  21.058,00

2.	 Andere Anlagen, Betriebs- und Geschäftsausstattung	 351.719,00		  367.071,00

		  537.895,00	 388.129,00

III.	 Finanzanlagen		  	

Sonstige Finanzanlagen	 5.200.000,00		  4.400.000,00

		  5.200.000,00	 4.400.000,00

		  5.952.023,00	 4.893.670,00

B.	 UMLAUFVERMÖGEN		  	

I.	 Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände		  	

1.	 Forderungen aus Lieferungen und Leistungen	 61.347,88		  137.123,08

2.	 Forderungen gegen Trägerländer	 0,00		  603.192,50

3.	 Sonstige Vermögensgegenstände	 284.763,28		  204.237,08

		  346.111,16	 944.552,66
II.	 Kassenbestand, Bundesbankguthaben, Guthaben bei  

Kreditinstituten und Schecks		  7.436.127,92	 5.957.468,10

		  7.782.239,08	 6.902.020,76

C.	 RECHNUNGSABGRENZUNGSPOSTEN		  270.352,69	 232.768,49

		  14.004.614,77	 12.028.459,25

BEKANNTMACHUNGEN DER KÖRPERSCHAFTEN, ANSTALTEN UND 
STIFTUNGEN DES ÖFFENTLICHEN RECHTS
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P A S S I V S E I T E
 	 31.12.2017	 Vorjahr
	 EUR	 EUR	 EUR

A.	 EIGENKAPITAL			 

I.	 Gewinnvortrag		  3.901.048,58	 2.028.663,93

II.	 Jahresüberschuss		  880.854,66	 1.872.384,65

		  4.781.903,24	 3.901.048,58

B.	 RÜCKSTELLUNGEN	

1.	 Rückstellungen für Pensionen und ähnliche Verpflichtungen	 4.824.779,00		  4.440.776,00

2.	 Sonstige Rückstellungen	 2.528.021,75		  2.138.690,49

-	 davon Verpflichtung aus Erstattungsansprüchen 
	 des aufnehmenden Dienstherren: EUR 314.240,00
	 (Vj.: EUR 0,00)

		  7.352.800,75	 6.579.466,49

C.	 VERBINDLICHKEITEN			 

1.	 Erhaltene Anzahlungen auf Bestellungen	 60.701,53		  0,00

2.	 Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen	 1.131.335,72		  1.007.196,56

3.	 Verbindlichkeiten gegenüber Trägerländern	 662.839,65		  527.315,62

4.	 Sonstige Verbindlichkeiten	 15.033,88		  13.432,00

-	 davon aus Steuern: EUR 0,00 (Vj.: EUR 8.538,06)

			   1.869.910,78	 1.547.944,18

		  14.004.614,77	 12.028.459,25
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Gewinn- und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2017

	 2017	 Vorjahr
	 EUR	 EUR	 EUR

1.	 Umsatzerlöse

a)	 Erträge aus Servicevereinbarung  
Amtliche Statistik	 28.000.000,00		  28.000.000,00

b)	 Erträge aus Servicevereinbarungen Zensus	 1.088.898,51		  1.012.586,81

c)	 Erträge aus Servicevereinbarungen Wahlen	 1.309.233,20		  821.907,64

d)	 Erträge aus sonstigen Servicevereinbarungen	 2.090.702,16		  2.088.504,42

e)	 Sonstige Umsatzerlöse	 357.556,46		  251.822,12

			   32.846.390,33	 32.174.820,99

2.	 Sonstige betriebliche Erträge		  1.011.019,93	 985.264,35

3.	 Aufwendungen für bezogene Leistungen		  (4.059.906,51)	 (4.035.206,11)

4.	 Personalaufwand			 

a)	 Löhne und Gehälter	 (20.060.503,48)		  (19.157.892,57)

b)	 Soziale Abgaben und Aufwendungen für  
Altersversorgung und für Unterstützung	 (4.848.912,86)		  (4.147.970,52)

-	 davon für Altersversorgung: 
	 EUR 1.254.819,46 (Vj.: EUR 723.132,60)			 

			   (24.909.416,34)	 (23.305.863,09)
5.	 Abschreibungen			 

	 Abschreibungen auf immaterielle  
Vermögensgegenstände des  
Anlagevermögens und Sachanlagen		  (194.660,05)	 (151.439,87)

6.	 Sonstige betriebliche Aufwendungen		  (3.638.368,53)	 (3.608.268,36)

7.	 Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge		  17.140,96	 20.800,32

-	 davon aus der Abzinsung:   
EUR 14.587,62 (Vj.: EUR 19.822,29)		

8.	 Zinsen und ähnliche Aufwendungen		  (196.762,78)	 (210.414,40)

-	 davon aus der Aufzinsung:   
EUR 196.762,78 (Vj.: EUR 210.414,40)	

9.	 Steuern vom Einkommen und vom Ertrag		  5.643,22	 2.915,28

10.	Ergebnis nach Steuern		  881.080,23	 1.872.609,11

11.	Sonstige Steuern		  (225,57)	 (224,46)

12.	Jahresüberschuss	 	 880.854,66	 1.872.384,65
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Bestätigungsvermerk

Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers

An die Amt für Statistik Berlin-Brandenburg Anstalt des öffent-
lichen Rechts, Potsdam:

Wir haben den Jahresabschluss - bestehend aus Bilanz, Ge-
winn- und Verlustrechnung sowie Anhang - unter Einbeziehung 
der Buchführung und den Lagebericht der Amt für Statistik 
Berlin-Brandenburg Anstalt des öffentlichen Rechts, Potsdam, 
für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2017 
geprüft. Die Buchführung und die Aufstellung von Jahresab-
schluss und Lagebericht nach den deutschen handelsrechtlichen 
Vorschriften und den ergänzenden Bestimmungen der Satzung 
des AfS liegen in der Verantwortung der gesetzlichen Vertreter 
der Anstalt. Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von 
uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den Jahres-
abschluss unter Einbeziehung der Buchführung und über den 
Lagebericht abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach §  317 HGB  
unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) 
festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschluss-
prüfung vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen 
und durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich 
auf die Darstellung des durch den Jahresabschluss unter Beach-
tung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und durch 
den Lagebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- 
und Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinreichender Si-
cherheit erkannt werden. Bei der Festlegung der Prüfungshand-
lungen werden die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und 
über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld der Anstalt so-
wie die Erwartungen über mögliche Fehler berücksichtigt. Im 
Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des rechnungs- 
legungsbezogenen internen Kontrollsystems sowie Nachweise 
für die Angaben in Buchführung, Jahresabschluss und Lage- 
bericht überwiegend auf der Basis von Stichproben beurteilt. 
Die Prüfung umfasst die Beurteilung der angewandten Bilan-
zierungsgrundsätze und der wesentlichen Einschätzungen der 
gesetzlichen Vertreter sowie die Würdigung der Gesamtdarstel-
lung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. Wir sind der 
Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere 
Grundlage für unsere Beurteilung bildet.

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewon-
nenen Erkenntnisse entspricht der Jahresabschluss den gesetz-
lichen Vorschriften und den ergänzenden Bestimmungen der 
Satzung des AfS und vermittelt unter Beachtung der Grundsät-
ze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Ver-
hältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und 

Ertragslage der Anstalt. Der Lagebericht steht in Einklang mit 
dem Jahresabschluss, entspricht den gesetzlichen Vorschriften, 
vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der  
Anstalt und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Ent-
wicklung zutreffend dar.

Berlin, den 4. Mai 2018

Rödl & Partner GmbH
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

Steuerberatungsgesellschaft

	 Fehlauer	 Fischl
	 Wirtschaftsprüfer	 Wirtschaftsprüfer

Regionale Planungsgemeinschaft Havelland-Fläming

Jahresabschluss zum 31.12.2014
der Regionalen Planungsgemeinschaft

Havelland-Fläming

Die Regionalversammlung der Regionalen Planungsgemein-
schaft Havelland-Fläming hat in ihrer Sitzung am 25.06.2018 
den geprüften Jahresabschluss der Regionalen Planungsgemein-
schaft Havelland-Fläming zum 31.12.2014 per Beschluss fest-
gestellt und die Entlastung des Vorsitzenden des Regionalvor-
standes beschlossen.

Gemäß § 82 Absatz 5 der Kommunalverfassung des Landes 
Brandenburg werden die Beschlüsse über die Feststellung des 
Jahresabschlusses 2014 und die Entlastung des Vorsitzenden 
des Regionalvorstandes hiermit öffentlich bekannt gemacht.

Der Jahresabschluss sowie der Schlussbericht über die Prüfung 
des Jahresabschlusses zum 31.12.2014 liegen zur Einsicht- 
nahme während der allgemeinen Geschäftszeiten bei der Regio- 
nalen Planungsstelle Havelland-Fläming, Oderstraße 65, in 
14513 Teltow, öffentlich aus.

Teltow, den 4. Juli 2018

Wolfgang Blasig
Vorsitzender der Regionalversammlung
der Regionalen Planungsgemeinschaft

Havelland-Fläming
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BEKANNTMACHUNGEN DER GERICHTE

Zwangsversteigerungssachen

Für alle nachstehend veröffentlichten Zwangsversteigerungs-
sachen gilt Folgendes:

Ist ein Recht in dem genannten Grundbuch nicht vermerkt oder 
wird ein Recht später als der Versteigerungsvermerk eingetra-
gen, so muss der Berechtigte dieses Recht spätestens im Termin 
vor der Aufforderung zur Abgabe von Geboten anmelden. Er 
muss das Recht glaubhaft machen, wenn der Antragsteller bzw. 
Gläubiger widerspricht. Das Recht wird sonst bei der Feststel-
lung des geringsten Gebots nicht berücksichtigt und bei der 
Verteilung des Versteigerungserlöses dem Anspruch des Gläu-
bigers und den übrigen Rechten nachgesetzt. Soweit die An-
meldung oder die erforderliche Glaubhaftmachung eines 
Rechts unterbleibt oder erst nach dem Verteilungstermin er-
folgt, bleibt der Anspruch aus diesem Recht gänzlich unberück-
sichtigt.
Es ist zweckmäßig, schon zwei Wochen vor dem Termin eine 
genaue Berechnung des Anspruchs, getrennt nach Hauptbetrag, 
Zinsen und Kosten der Kündigung und der die Befriedigung 
aus dem Versteigerungsgegenstand bezweckenden Rechtsver-
folgung, einzureichen und den beanspruchten Rang mitzutei-
len. Der Berechtigte kann die Erklärung auch zur Niederschrift 
der Geschäftsstelle abgeben.
Wer ein Recht hat, das der Versteigerung des Versteigerungsge-
genstandes oder des nach § 55 ZVG mithaftenden Zubehörs ent-
gegensteht, wird aufgefordert, die Aufhebung oder einstweilige 
Einstellung des Verfahrens zu bewirken, bevor das Gericht den 
Zuschlag erteilt. Geschieht dies nicht, tritt für das Recht der Ver-
steigerungserlös an die Stelle des versteigerten Gegenstandes.

Amtsgericht Frankfurt (Oder)

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung gemäß § 172 ZVG soll am

Donnerstag, 13. September 2018, 11:00 Uhr
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Frankfurt (Oder), Müll-
roser Chaussee 55, Saal 302, das im Grundbuch von Frank-
furt (Oder) Blatt 10631 eingetragene Grundstück, Bezeich-
nung gemäß Bestandsverzeichnis:
lfd. Nr. 2,	 Gemarkung Frankfurt (Oder), Flur 94, Flurstück 230, 

Größe: 849 qm
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 
12.10.2016 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz 5 ZVG festge-
setzt auf: 193.000,00 EUR.

Postanschrift:	 Eichenweg 18, 15234 Frankfurt (Oder) 
Bebauung:	 Einfamilienhaus mit Carport
Az.: 3 K 103/16                                                                      

Terminsbestimmung
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am

Dienstag, 18. September 2018, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Frankfurt (Oder), Müll-
roser Chausee 55, Saal 302, folgende Objekte versteigert wer-
den:
1) die Miteigentumsanteile an dem Wohnungseigentum
lfd. Nr. 1; 22,44/1.000stel Miteigentumsanteil an dem Grund-
stück der Gemarkung Frankfurt (Oder), Flur 153, Flurstück 122, 
Erholungsfläche, Gebäude- und Freifläche, Verkehrsfläche, 
Mühlenweg 47, 47 a, 47 b, 47 c, Größe: 3.439 m²; 
verbunden mit dem Sondereigentum an der Wohnung Ein- 
gang II im 1. Obergeschoss rechts nebst Keller; Nr. 10 des Auf-
teilungsplanes; für jeden Miteigentumsanteil ist ein Grund-
buchblatt angelegt (Blatt 4778 bis 4834); der hier eingetragene 
Miteigentumsanteil ist durch die zu  den anderen Miteigentums-
anteilen gehörenden Sondereigentumsrechte beschränkt. 

eingetragen im Wohnungsgrundbuch von Frankfurt (Oder)   
Blatt 4787

2) die Miteigentumsanteile an dem Teileigentum
lfd. Nr. 1; 1,73/1.000stel Miteigentumsanteil an dem Grund-
stück der Gemarkung Frankfurt (Oder), Flur 153, Flurstück 122, 
Erholungsfläche, Gebäude- und Freifläche, Verkehrsfläche, 
Mühlenweg 47, 47 a, 47 b, 47 c, Größe: 3.439 m²; 
verbunden mit dem Sondereigentum an der Garage im Keller-
geschoss; Nr. P 11 des Aufteilungsplanes; für jeden Miteigen-
tumsanteil ist ein Grundbuchblatt angelegt (Blatt 4778 bis 
4834); der hier eingetragene Miteigentumsanteil ist durch die 
zu den anderen Miteigentumsanteilen gehörenden Sondereigen-
tumsrechte beschränkt. 

eingetragen im Teileigentumsgrundbuch von Frankfurt (Oder)   
Blatt 4819.

Die Versteigerungsvermerke sind in die genannten Grund- 
bücher jeweils am 28.03.2017 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz 5 ZVG festge-
setzt auf:      
1) Blatt 4787: 70.000,00 EUR (insgesamt)
2) Blatt 4819:   5.800,00 EUR (insgesamt).

Nutzung: 
1)	zurzeit vermietete Zwei-Raum-Eigentumswohnung (ca. 59 m² 

groß)
2)	zurzeit vermieteter Tiefgaragenstellplatz
Postanschrift: Mühlenweg 47 b, 15232 Frankfurt (Oder)
Az.: 3 K 26/17

Terminsbestimmung
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am

Dienstag, 18. September 2018, 11:00 Uhr
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im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Frankfurt (Oder), Müll-
roser Chaussee 55, Saal 302, folgende Objekte versteigert wer-
den:
1) die Miteigentumsanteile an dem Wohnungseigentum
lfd. Nr. 1; 20,41/1.000stel Miteigentumsanteil an dem Grund-
stück der Gemarkung Frankfurt (Oder), Flur 153, Flurstück 122, 
Erholungsfläche, Gebäude- und Freifläche, Verkehrsfläche, 
Mühlenweg 47, 47 a, 47 b, 47 c, Größe: 3.439 m²; 
verbunden mit dem Sondereigentum an der Wohnung Eingang II 
im 3. Obergeschoss rechts nebst Keller; Nr. 14 des Aufteilungs-
planes; für jeden Miteigentumsanteil ist ein Grundbuchblatt 
angelegt (Blatt 4778 bis 4834); der hier eingetragene  
Miteigentumsanteil ist durch die zu  den anderen Miteigentums-
anteilen gehörenden Sondereigentumsrechte beschränkt. 

eingetragen im Wohnungseigentumsgrundbuch von Frank- 
furt (Oder) Blatt 4791

2) die Miteigentumsanteile an dem Teileigentum
lfd. Nr. 1; 1,73/1.000stel Miteigentumsanteil an dem Grund-
stück der Gemarkung Frankfurt (Oder), Flur 153, Flurstück 122, 
Erholungsfläche, Gebäude- und Freifläche, Verkehrsfläche, 
Mühlenweg 47, 47 a, 47 b, 47 c, Größe: 3.439 m²; 
verbunden mit dem Sondereigentum an der Garage im Keller-
geschoss; Nr. P 12 des Aufteilungsplanes; für jeden Miteigen-
tumsanteil ist ein Grundbuchblatt angelegt (Blatt 4778 bis 
4834); der hier eingetragene Miteigentumsanteil ist durch die 
zu den anderen Miteigentumsanteilen gehörenden Sondereigen-
tumsrechte beschränkt. 

eingetragen im Teileigentumsgrundbuch von Frankfurt (Oder)   
Blatt 4820.

Die Versteigerungsvermerke sind in die genannten Grund- 
bücher am 28.03.2017 (Blatt 4791) und 03.04.2017 (Blatt 
4820) eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz 5 ZVG festge-
setzt auf:      
1) Blatt 4791: 65.000,00 EUR (insgesamt)
2) Blatt 4820:   5.800,00 EUR (insgesamt).

Nutzung: 
1)	zurzeit vermietete Zwei-Raum-Eigentumswohnung (ca. 54 m² 

groß)
2)	zurzeit vermieteter Tiefgaragenstellplatz
Postanschrift: Mühlenweg 47 b, 15232 Frankfurt (Oder)
Az.: 3 K 27/17

Terminsbestimmung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Mittwoch, 19. September 2018, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Frankfurt (Oder), Müll-
roser Chaussee 55, Saal 302, das im Grundbuch von Eisen-
hüttenstadt Blatt 1976 eingetragene Grundstück, Bezeich-
nung gemäß Bestandsverzeichnis:
lfd. Nr. 1,	 Gemarkung Eisenhüttenstadt, Flur 18, Flurstück 304, 

Gebäude- und Freifläche, Alte Brückenstraße 12, 
Größe: 148 m²

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 
25.09.2015 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz 5 ZVG festge-
setzt auf: 76.000,00 EUR.

Nutzung:	 Einfamilienhaus
Postanschrift:	 Alte Brückenstraße 12, 15890 Eisenhüttenstadt

Im Termin am 26.01.2017 ist der Zuschlag versagt worden, 
weil das abgegebene Meistgebot einschließlich des Kapitalwer-
tes der nach den Versteigerungsbedingungen bestehen bleiben-
den Rechte die Hälfte des Grundstückswertes nicht erreicht hat.
Az.: 3 K 105/15

Amtsgericht Luckenwalde

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 

Dienstag, 18. September 2018, 10:30 Uhr
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Luckenwalde, Saal 25, 
Lindenallee 16, 14943 Luckenwalde das im Grundbuch von  
Jüterbog Blatt 4960 eingetragene Grundstück, Bezeichnung 
gemäß Bestandsverzeichnis:
lfd. Nr. 1,	 Gemarkung Jüterbog, Flur 41, Flurstück 186, Ge-

bäude- und Freifläche, Brückenstraße 23, Größe 
3.310 m²

versteigert werden. 

Der Verkehrswert ist auf 1,00 EUR festgesetzt worden. 

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am 
17.02.2016 eingetragen worden. 

Das Grundstück befindet sich in 14913 Jüterbog, Brückenstra-
ße 23. Es ist bebaut mit einer ehemaligen Kaufhalle im ruinösen 
Zustand. Es besteht Altlasten- und Kampfmittelverdacht. Es 
liegen ein Altlastengutachten und ein Gutachten zur Kampfmit-
telbelastung vor.
Die nähere Beschreibung kann dem im Amtsgericht Lucken-
walde, Zimmer 8, vorliegenden Gutachten zu den Sprechzeiten 
entnommen werden.
Az.: 17 K 24/15 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 

Dienstag, 25. September 2018, 10:30 Uhr
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Luckenwalde, Saal 25, 
Lindenallee 16, 14943 Luckenwalde das im Grundbuch von 
Luckenwalde Blatt 9393 eingetragene Grundstück, Bezeich-
nung gemäß Bestandsverzeichnis:
lfd. Nr. 2,	 Gemarkung Luckenwalde, Flur 5, Flurstück 431, 

Gebäude- und Freifläche, Haag 12, Größe 131 m²
lfd. Nr. 3,	 Gemarkung Luckenwalde, Flur 5, Flurstück 432, 

Gebäude- und Freifläche, Haag 12, Größe 637 m²
lfd. Nr. 4,	 Gemarkung Luckenwalde, Flur 5, Flurstück 433, 

Gebäude- und Freifläche, Haag 12, Größe 1.481 m²
versteigert werden. 
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Der Verkehrswert ist insgesamt auf 1,00 EUR festgesetzt wor-
den. 

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am 
15.03.2017 eingetragen worden. 

Die Grundstücke befinden sich in 14943 Luckenwalde, Haag 12. 
Sie sind bebaut mit einem Fabrikgebäude und einem Wohn-
gebäude, welche sich in einem desolaten Zustand befinden. Die 

Grundstücke bilden aufgrund der Örtlichkeit und der bestehen-
den Bebauung eine wirtschaftliche Einheit. Das Fabrikgebäude 
und das Wohngebäude sind jeweils Einzeldenkmale. Die 
Grundstücke sind im Altlastenkataster des Landkreises erfasst.
Die nähere Beschreibung kann dem im Amtsgericht Lucken-
walde, Zimmer 8, vorliegenden Gutachten zu den Sprechzeiten 
entnommen werden.
Az.: 17 K 24/17 

SONSTIGE BEKANNTMACHUNGEN

Bekanntmachung über die Ungültigkeitserklärung 
von Dienstsiegeln

Landesamt für Ländliche Entwicklung, Landwirtschaft und 
Flurneuordnung

Das Dienstsiegel mit der Umschrift „Land Brandenburg Lan-
desamt für Ländliche Entwicklung, Landwirtschaft und Flur-
neuordnung“ mit der Nummerierung 9 und einem Durchmesser 
von 35 mm wird für ungültig erklärt.
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